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„We need to defend culture – source of resilience and resistance, of belonging 
and identity – as a wellspring to rebuild and restore normality in societies in 
crisis”1 – mit diesem Aufruf forderte die ehemalige UNESCO-Generaldirektorin 
Irina Bokova eine Reaktion der internationalen Gemeinschaft auf die 
Schändungen materieller und immaterieller Kulturgüter durch die Terrormiliz IS 
im Irak und Syrien. So besteht Palmyra – Symbol kultureller Vielfalt und 
interkulturellen Dialogs2 – zwar in seinen Grundfesten fort, die Zerstörung von 
Statuen, Vandalismus an prähistorischen Tempeln und Sprengungen des 
Triumphbogens lassen Experten jedoch schlussfolgern: „Palmyra remains, but 
its legacy is forever transformed“.3 Die Zerstörung materiellen Kulturerbes 
bildet längst nicht alle Schandtaten der Terrormiliz ab; gleichzeitig trachtet sie 
nach der Zerstörung der distinkten Kultur ganzer Volksgruppen. Allen voran, 
„ISIS sought – and continues to seek – to destroy the Yazidis“.4 In ihren 
Angriffen auf die Jesiden blieb es nicht bei der Zerstörung heiliger Schreine. 5 
Auch immaterielle Ausdrucksformen von Kultur sind Gegenstand systematischer 
Angriffe.6 Durch Zerstörung materieller und immaterieller Kulturgüter zeichnete 
der IS verantwortlich für „unprecedented cultural eradication“.7 Irina Bokova 
folgerte, „we are witnessing what can be described as ‚cultural cleansing‘ on an 
unprecedented scale.“8  
Eine wichtige Rolle in der Bestrebung, die Kulturen der Welt vor solchen 
Gräueltaten zu schützen, kommt der strafrechtlichen Ahndung letzterer zu.9 Vor 
diesem Hintergrund hält der Terminus kultureller Genozid Einzug in die 
Debatten.10 Die vorliegende Abhandlung führt zunächst in das Konzept 
                                                             
1 I. Bokova, Culture on the Front Line of New Wars, in: Brown Journal of World Affairs 22 (2015-
2016), S. 294. 
2 Ebd., S. 290; M. Danti et al., Special Report on the Importance of Palmyra, in: ASOR Cultural 
Heritage Initiatives (Hrsg.), 02. Juli 2015, http://www.asor-syrianheritage.org/special-report-on-
the-importance-of-palmyra/, S. 1. 
3 A. Cuneo et al., The Recapture of Palmyra, in: ASOR Cultural Heritage Initiatives (Hrsg.), 30. 
März 2016, http://www.asor-syrianheritage.ort/4290-2/, S. 28. 
4 Office of the UN High Commissioner for Human Rights, UN Commission of Inquiry on Syria: 
ISIS is committing genocide against the Yazidis, 16. Juni 2016, 
http://www.ohchr.org/EN/NewsEvents/Pages/DisplayNews.aspx?NewsID=20113. 
5 Zerstört wurden bisher die jesidischen Schreine von Sheikh Mand in Jiddala, Sheikh Hassan in 
Gabara, Malak Fakhraddin in Sikeeniya und Mahma Rasha in Solagh, siehe: Human Rights Council, 
"They came to destroy": ISIS Crimes Against the Yazidis, Report A/HRC/32/CRP.2, 15. Juni 2016, 
Ziff. 98.  
6 Die Zerstörung immaterieller Ausdrucksformen von Kultur in vom IS in Syrien und im Irak 
kontrollierten Gebieten umfasst u.a. ein Verbot religiöser Rituale und kultureller Festivitäten sowie 
die Untersagung von Musik und Kunst, die Verbrennung von Büchern und ein umfassendes 
Sprachdiktat, siehe: G. Chatelard, An Assault on Diversity, Iraq’s Heritage: A Treasure under 
Threat, in: World Heritage, Special Issue (2015), S. 30f.  
7 V. Vlasic; H. Turku, Protecting Cultural Heritage as a Means for International Security and 
Stability, The Case of ISIS, Syria and Iraq, in: Vanderbilt Journal of Transnational Law 49 (2016), 
S. 1416.  
8 I. Bokova (s. Fn. 1), S. 289.  
9 So fordert I. Bokova auf: „ (…) we must denounce and reject the destruction of heritage as a 
crime” und räumt der strafrechtlichen Ahndung von gegen Kultur gerichteten Zerstörungsakten 
das Potential ein, konstruktiv zum Kampf gegen Kulturzerstörung beizutragen, I. Bokova, Fighting 
Cultural Cleansing: Harnessing the Law to Preserve Cultural Heritage, in: Harvard International 
Review 36 (2015), S. 41.  
10 Siehe J.A.R. Nafziger, Cultural Genocide: What Next? Manuskript vom 21. April 2016 (liegt der 
Verf. vor); auch M.V. Vlasic; H. Turku, (s. Fn.7).   
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kulturellen Genozids ein und analysiert seinen Status nach geltendem Recht. 
Daraufhin erfolgt eine Analyse der neueren Völkerrechtspraxis, um 
festzustellen, inwiefern im Hinblick auf die rechtliche Behandlung des kulturellen 
Genozids Reformbedarf besteht. Sodann werden Reformmöglichkeiten 
vorgestellt und bewertet. Am Ende dieses Beitrages soll ein Überblick über den 
Mehrwert eines potenziellen Straftatbestands kulturellen Genozids und 
zukünftige Schritte in Reaktion auf die derzeit von Extremisten begangenen 
Verbrechen an Kultur stehen.  
 
II. KULTURELLER GENOZID – EINFÜHRUNG IN DAS 
KONZEPT  
 
Anders als Genozid i.S.v. Art. 6 IStGHSt beschreibt kultureller Genozid eine Art 
des Auslöschens einer Gruppe durch Angriffe, die prima facie nicht auf deren 
physisch-biologische Existenz abzielen. Er umfasst Handlungen mit dem Ziel der 
„Zerstörung der spezifischen Eigenschaften einer Gruppe, etwa ihrer Sprache 
oder ihrer Kulturgüter“,11 ohne Begleitung durch Akte physischer Vergehen an 
Gruppenmitgliedern vorauszusetzen.12 Kulturellem Genozid liegt das 
Verständnis einer Gruppe als soziales Kollektiv zugrunde, das nicht vorrangig 
durch seine Mitglieder, sondern v.a. durch Kultur als ihr Bindeglied konstituiert 
wird.13 Demnach erfordert ihre Zerstörung nicht unbedingt einen physischen 
Angriff auf ihre Mitglieder, sondern kann auch durch Angriffe auf ihre Kultur 
herbeigeführt werden. Kultureller Genozid kommt theoretisch sowohl für 
Angriffe auf materielle als auch auf immaterielle Kulturgüter in Betracht.14  
Auf materieller Seite ist die Zerstörung von Bibliotheken, Archiven, Museen, 
Artefakten und Kunst-Sammlungen zu nennen, auf der immateriellen Ebene 
wird auch die Ächtung künstlerischer, literarischer oder kultureller Aktivitäten 
und die Ausrottung der Gruppensprache erfasst.15 In Art. 6 IStGHSt finden 
derartige Handlungen keine Erwähnung. Im Chapeau wird zunächst die mentale 
Voraussetzung der Strafbarkeit bestimmt. Eine Handlung stellt nur dann 
Völkermord dar, wenn sie „in der Absicht begangen wird, eine nationale, 
ethnische, rassische oder religiöse Gruppe als solche ganz oder teilweise zu 
zerstören“. Als Tathandlung kommen gem. Art. 6 lit. a-e IStGHSt die Tötung 
von Mitgliedern der Gruppe, die Verursachung von schwerem körperlichem oder 
seelischem Schaden an Mitgliedern der Gruppe, die vorsätzliche Auferlegung 
                                                             
11 W.A. Schabas, Genozid im Völkerrecht, Hamburg 2003, S. 795; ähnlich A. Cassese, 
International Criminal Law, Oxford 2003, S. 96. 
12 F. Lenzerini, The Role of the International and Mixed Criminal Courts in the Enforcement of 
International Norms Concerning the Protection of Cultural Heritage, in: F. Francioni; J. Gordley 
(Hrsg.), Enforcing International Cultural Heritage Law, Oxford 2013, S. 54. 
13 So die Konzeptualisierung von liberalem und post-liberalem Gruppenverständnis, siehe: E. 
Novic, Physical-biological or socio-cultural 'destruction' in genocide? Unravelling the legal 
underpinnings of conflicting interpretations, in: Journal of Genocide Research 17 (2015), S. 66. 
14 So z.B. J.A.R. Nafziger (s. Fn. 10), S. 7; eine derartige Unterteilung nimmt S. von Schorlemer 
auch in Bezug auf die Angriffe des IS und verwandter Gruppen vor, die „einerseits den materiellen, 
physischen Ausdrucksformen der Kultur“ und „andererseits auch den immateriellen kulturellen 
Ausdrucksformen“ gewidmet seien, so: S. von Schorlemer, Kulturgutzerstörung: Die Auslöschung 
von Kulturerbe in Krisenländern als Herausforderung für die Vereinten Nationen, Baden-Baden 
2016, S. 79.  




von Lebensbedingungen für die Gruppe, die geeignet sind, ihre körperliche 
Zerstörung ganz oder teilweise herbeizuführen, die Verhängung von 
Maßnahmen, die auf die Geburtenverhinderung innerhalb der Gruppe gerichtet 
sind sowie die gewaltsame Überführung von Kindern der Gruppe in eine andere 
Gruppe infrage.16 Die Zerstörung einer Gruppe durch Angriffe auf ihre Kultur 
wird vom Wortlaut des Völkermordtatbestands nicht erfasst. Dennoch besteht 
eine enge ideengeschichtliche Verbindung zwischen kulturellem Genozid und 
Art. 6 IStGHSt. 
 
1. IDEENGESCHICHTE: RAPHAEL LEMKIN UND EIN WEITER GENOZID-BEGRIFF 
Als Urheber des Völkermordkonzepts gilt der Rechtswissenschaftler Raphael 
Lemkin.17 Vor dem Hintergrund nationalsozialistischer Gräuel nutzte er zur 
Beschreibung des „phenomenon of the destruction of whole populations – of 
national, racial and religious groups – both biologically and culturally“18 den 
Neologismus Genozid. Dessen Definition fasste Lemkin weit als „aus 
verschiedenen Handlungen bestehender, koordinierter Plan zur Zerstörung 
wesentlicher Grundlagen des Lebens nationaler Gruppen mit dem Ziel der 
Vernichtung dieser Gruppen selbst“, welche seiner Auffassung nach auf 
verschiedenen Wegen erfolgen kann.19 Die wohl drastischste, nicht aber einzige 
Art der Gruppenzerstörung ist nach Lemkin ihre physische Auslöschung.20 
Außerdem illustriert er am Beispiel nationalsozialistischen Vorgehens in 
besetzten Gebieten die Möglichkeit, eine Gruppe qua Zerstörung ihrer Kultur 
auszulöschen. Als Technik dieses kulturellen Genozids gelten ein allumfassendes 
Sprachdiktat, strikte Reglementierung Kulturschaffender und die Zerstörung 
von materiellen Kulturgütern mit dem Ziel des Auslöschens jeglicher 
historischen Überreste früheren kulturellen Lebens.21 
 
                                                             
16 Römisches Statut des Internationalen Strafgerichtshofes vom 17. Juli 1998, BGBl. 2000 II, S. 
1393. 
17 So z.B. W.A. Schabas, (s. Fn. 11), S. 30; A.D. Moses, Raphael Lemkin, Culture, and the Concept 
of Genocide, in: A.D. Moses; D. Bloxham, The Oxford Handbook of Genocide, Oxford 2010, S. 19; 
C. Kreß, The Crime of Genocide under International Law, in: International Criminal Law Review 6 
(2006), S. 466; M. Lippman, The Drafting of the 1948 Convention on the Prevention and 
Punishment of the Crime of Genocide, in: B.U. International Law Journal, 3 (1985), S. 1.  
18 R. Lemkin The Crime of Genocide, in: American Scholar 15 (1946), S. 227. 
19 R. Lemkin, Axis Rule in Occupied Europe. Law of Occupation, Analysis of Government and 
Proposals for Redress, Washington D.C. 1944, S. 79; deutsche Übersetzung abgedruckt in W.A. 
Schabas (s. Fn. 11), S. 44. 
20 Anhand der nationalsozialistischen Verbrechen illustriert R. Lemkin acht Techniken des 
Völkermords: Politischen, sozialen, kulturellen, religiösen, moralischen, wirtschaftlichen, 
biologischen und physischen Genozid, vgl: R. Lemkin, Genocide - A Modern Crime, in: Free World 
4 (1945), S. 41. 
21 Beispielhaft steht die Zerstörung von Monumenten, Bibliotheken, Archiven, Museen und 
Galerien, siehe: R. Lemkin (s. Fn. 19), S. 83; nach intensiver Analyse des Lebens und Wirkens 
von Raphael Lemkin kommt der Historiker A. D. Moses zu dem Schluss, dass sich die Wichtigkeit 
von Kultur für Lemkins Konzeption des Völkermords aus der Überzeugung des 
Rechtswissenschaftlers ergab, Kultur sei „as constitutive for human group life as individua l 
physical well-being.“ A.D. Moses, Moving the Genocide Debate Beyond the History Wars, in: 
Australian Journal of Politics and History 54 (2008), S. 255; zur Zielsetzung der Nationalsozialisten 
bei ihren Zerstörungsakten siehe: R. Lemkin (s. Fn. 20), S. 40. 
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2. SCHEITERN DES KONZEPTS: KULTURELLER GENOZID UND DIE KODIFIZIERUNG DES 
VÖLKERMORDTATBESTANDS 
Entgegen den Vorstellungen Raphael Lemkins charakterisiert die 
Völkermorddefinition des Art. 6 IStGHSt keine Elemente kulturellen Genozids 
als strafbare Handlungen. Ein Blick auf die Entstehungsgeschichte des 
Völkermordtatbestands klärt dieses Paradoxon auf. 
 
a) Genese der Völkermordkonvention  
Im Jahre 1946 erklärte die UN-Generalversammlung Genozid zu einem 
Verbrechen gemäß internationalem Recht und beauftragte den ECOSOC, eine 
eigenständige Völkermordkonvention zu entwerfen.22 Hierum kümmerte sich 
zunächst eine Expertenkommission.23 Ihre Ausarbeitung, der sog. 
Sekretariatsentwurf, orientierte sich an Lemkins umfassendem 
Völkermordbegriff und enthielt die Kategorie des kulturellen Genozids als eine 
von drei Handlungsarten, die Völkermord konstituieren können.24 Nach 
Stellungnahme der UN-Mitgliedstaaten zum Sekretariatsentwurf bildete der 
ECOSOC einen Ad-hoc-Ausschuss zu dessen Überarbeitung, im Laufe derer sich 
die Frage des kulturellen Genozids als zentrale Streitfrage herauskristallisierte.25 
Ein Kompromiss wurde durch die Aufführung des kulturellen Genozids in einem 
separaten Artikel erreicht.26 
Vor der endgültigen Annahme der Konvention durch die UN-
Generalversammlung stimmte der 6. Ausschuss für die Begrenzung der 
                                                             
22 Hierbei würdigte die UN-Generalversammlung den für die Menschheit wertvollen kulturellen 
Beitrag, der von den vor Völkermord zu schützenden Gruppen ausgeht, vgl. UN General Assembly, 
A/RES/96(I) v. 11. Dezember 1946; siehe auch die Interpretation der Resolution bei Y. Shany, 
The Road to the Convention and beyond, in: P. Gaeta, The UN Genocide Convention: A 
Commentary, Oxford 2009, S. 8f. 
23 Mitglieder dieser Expertenkommission waren neben Raphael Lemkin die Rechtswissenschaftler 
Vespasian Pella und Henri Donnedieu de Vabres; für eine ausführliche Darstellung der Genese der 
Völkermordkonvention siehe W.A. Schabas (s. Fn. 11), S. 75–112. 
24 Dem Sekretariatsentwurf zufolge kommen als objektive Tathandlungen infrage: „Destroying 
the specific characteristics of the group by (a) forcible transfer of children to another human 
group; or (b) forced and systematic exile of individuals representing the culture of a group; or (c) 
prohibition of the use of the national language even in private intercourse; or (d) systematic 
destruction of books printed in the national language or of religious works or prohibition of new 
publications; or (e) systematic destruction of historical or religious monuments or their diversion 
to alien uses, destruction or dispersion of documents and objects of historical, artistic, or religious 
value and of objects used in religious worship.”, UN Secretariat, First Draft of the Genocide 
Convention, 26. Juni 1947, http://www.preventgenocide.org/law/convention/drafts/; diese weite 
Fassung der Definition geht laut M. Lippman auf die Funktion des Konventionsentwurfs als 
Diskussionsgrundlage für verschiedene UN-Organe zurück, siehe M. Lippman (s. Fn. 17), S. 9; 
schon zu diesem Zeitpunkt blieb die Aufnahme kulturellen Genozids nicht unumstritten, denn 
sowohl der Generalsekretär als auch die Experten Donnedieu de Vabres und Pella zweifelten an 
seiner Daseinsberechtigung innerhalb der Völkermordkonvention, siehe W.A. Schabas (s. Fn. 11), 
S. 77f.  
25 W.A. Schabas (s. Fn. 11), S. 93. 
26 M. Lippman (s. Fn. 17), S. 31; dieser separate Artikel definierte als kulturellen Genozid als „(…) 
any deliberate act committed with the intent to destroy the language, religion, or culture of a 
national, racial or religious group on grounds of the national or racial origin or the religious belief 
of its members such as: 1. Prohibiting the use of the language of the group in daily intercourse 
or in schools, or the printing and circulation of publications in the language of the group; 2. 
Destroying or preventing the use of libraries, museums, schools, historical monuments, places of 
worship or other cultural institutions and objects of the group.”, siehe Ad Hoc Committee of the 
ECOSOC, Second Draft Genocide Convention, 10. Mai 1948,  
http://www.preventgenocide.org/law/convention/drafts/. 
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Völkermorddefinition auf physisch-biologischen Genozid, also das Töten von 
Gruppenangehörigen oder den Vollzug von Maßnahmen, die das Überleben der 
Gruppe in Frage stellen.27 Obwohl sich einige Delegationen für die Beibehaltung 
eines ausdrücklichen Verbots kulturellen Genozids aussprachen, wogen die 
Argumente der Gegenseite schwerer.28 In der ablehnenden Position vieler 
Staaten gegenüber kulturellem Genozid als Bestandteil der 
Völkermordkonvention spiegelten sich laut William A. Schabas Probleme im 
Umgang mit den von der Konvention geschützten Gruppen, v.a. indigenen 
Völkern, auf dem eigenen Territorium wider.29 Demnach hätte die Beibehaltung 
kulturellen Genozids dem für die Verabschiedung der Konvention erforderlichen 
Konsens geschadet.30 Verhandlungstechnische Erwägungen und eine kritische 
Haltung der Staatenvertreter bewirkten somit im Ergebnis die Ausklammerung 
des kulturellen Genozids aus dem Entwurf der Völkermordkonvention.31 
 
b) Völkermord im IStGHSt  
Im Zuge der Etablierung des IStGH wurde Völkermord als Straftatbestand im 
IStGHSt, dem Schlüsseldokument des Völkerstrafrechts, definiert.32 Der in Art. 
                                                             
27 Somit kam es zum Ausschluss des im Entwurf des Ad-Hoc-Komitees vorgesehenen Art. III; 
detailliert zur Punkt-für-Punkt-Prüfung der Artikel des Konventionsentwurfs durch das Sechste 
Komitee: W.A. Schabas (s. Fn. 11), S. 100–112. 
28 Für eine detaillierte Auflistung der Haltung einzelner Staatengruppen in dieser Frage siehe J. 
Morsink, Cultural Genocide, the Universal Declaration, and Minority Rights, in: Human Rights 
Quarterly 21 (1999), S.1029-1043; eine Aufzählung von sechs Gründen für die Ablehnung eines 
dem kulturellen Genozid gewidmeten Artikels in der Völkermordkonvention findet sich auch bei 
J.A.R. Nafziger (s. Fn. 10), S. 2f. 
29 Dies illustriert W.A.  Schabas am Beispiel des vom Umgang mit den Lappen geprägten 
Verhandlungsverhalten der schwedischen Delegation: W.A. Schabas (s. Fn. 11), S. 244; für die 
ablehnende Verhandlungsposition der USA siehe L. Kingston, The Destruction of Identity: Cultural 
Genocide and Indigenous Peoples, in: Journal of Human Rights 14 (2015), S. 65; auch I.W. 
Charny beobachtet das politische Bestreben der Staaten, Handlungen aus der 
Völkermorddefinition auszuschließen, für die sie ggf. selbst zur Verantwortung gezogen werden 
könnten: I.W. Charny, Toward a Generic Definition of Genocide, in: G.J. Andreopoulos (Hrsg.), 
Genocide, Conceptual and Historical Dimensions, Philadelphia 1994, S. 68. 
30 F. Chalk nennt die Entscheidung des Sechsten Komitees einen politischen Kompromiss, siehe 
F. Chalk, Redefining Genocide, in: G.J. Andreopoulos (Hrsg.), Genocide, Conceptual and Historical 
Dimensions, Philadelphia 1994, S. 48. 
31 Während der finalen Abstimmung über den Konventionsentwurf schlugen die Sowjetunion und 
Venezuela erneut qua Zusatz die Aufnahme eines Verbots kulturellen Genozids vor, scheiterten 
jedoch, siehe W.A. Schabas (s. Fn. 11), S. 112; heute können in Verbindung mit der Absicht, eine 
geschützte Gruppe ganz oder teilweise zu zerstören, gem. Art. II lit. a-e der 
Völkermordkonvention lediglich folgende Handlungen Völkermord konstituieren: „(a) Tötung von 
Mitgliedern der Gruppe; (b) Verursachung von schwerem körperlichem oder seelischem Schaden 
an Mitgliedern der Gruppe; (c) vorsätzliche Auferlegung von Lebensbedingungen für die Gruppe, 
die geeignet sind, ihre körperliche Zerstörung ganz oder teilweise herbeizuführen; (d) Verhängung 
von Maßnahmen, die auf die Geburtenverhinderung innerhalb der Gruppe gerichtet sind; (e) 
gewaltsame Überführung von Kindern der Gruppe in eine andere Gruppe.“, Konvention vom 9. 
Dezember 1948 über die Verhütung und Bestrafung des Völkermordes, BGBl. 1954 II, S. 729; im 
Vergleich zum Sekretariatsentwurf bleibt die gewaltsame Überführung von Kindern der Gruppe in 
eine andere Gruppe als Tathandlung bestehen. G. Werle sieht darin eine teilweise Einbeziehung 
kulturellen Genozids, siehe G. Werle, Völkerstrafrecht, Tübingen 2012, S. 351; ähnlich auch J.A.R. 
Nafziger (s. Fn. 10), S. 5f; dieser Arbeit soll jedoch die ursprüngliche von Lemkin erarbeitete 
Konzeption kulturellen Genozids zugrunde liegen, die konkrete Angriffe auf materielle und 
immateriellen Kulturgüter einer Gruppe umfasst. 
32 T. Stein; C. von Buttlar; M. Kotzur, Völkerrecht, 14. Aufl., München 2017, S. 451; mit Aufnahme 
von Völkermord in die Jurisdiktion des IStGH durch Art. 5 IStGHSt erfolgte eine Loslösung von 
der in Art. VI Völkermordkonvention vorgesehenen Strafverfolgung gemäß Territorialitätsprinz ip, 
denn durch Art. 13 lit. b erhält der IStGH im Falle einer Überweisung durch den VN-Sicherheitsrat 
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6 IStGHSt untergebrachte Straftatbestand wurde wortgenau aus Art. II der 
Völkermordkonvention übernommen.33 Im Prozess der Formulierung von in die 
Jurisdiktion des IStGH zu überführenden Verbrechenstatbeständen nahm die 
Diskussion über kulturellen Genozid keinen nennenswerten Raum ein.34 Folglich 
umfasst Art. 6 IStGHSt genau wie Art. II der Völkermordkonvention eine Liste 
als Völkermord strafbarer Handlungen, die allesamt Akte physisch-biologischer 
Gruppenzerstörung abbilden.35 Die Erkenntnis Lemkins, die Zerstörung einer 
Gruppe könne auch über Angriffe auf ihre Kultur erfolgen, wurde nicht 
berücksichtigt. 
 
c) Kultureller Genozid und Minderheitenrechte  
Das letztlich ausschlaggebende Argument zur Ausklammerung kulturellen 
Genozids aus der Völkermordkonvention war die Feststellung, die Problematik 
könne besser im Bereich der Menschen- und v.a. der Minderheitenrechte 
behandelt werden.36 Allerdings scheiterte die Aufnahme einer entsprechenden 
Minderheitenschutzklausel in die nahezu zeitgleich verabschiedete Allgemeine 
Erklärung der Menschenrechte nach intensiver Diskussion im 3. Ausschuss der 
UN-Generalversammlung.37 Dennoch bestehen in Gestalt von Art. 27 IPbpR und 
                                                             
qua Resolution nach Kapitel VII VN-Charta zwar weisungsabhängige, aber potentiell universelle 
Gerichtsbarkeit, siehe M.C. Bassiouni, Universal Jurisdiction for International Crimes: Historical 
Perspectives and Contemporary Practice, in: Virginia Journal of International Law 42 (2001), S. 
106, 118. 
33 Diese verkörpert allgemeiner Auffassung nach Völkergewohnheitsrecht, von dem man im 
Rahmen des IStGHSt nicht abweichen wollte, so A. Cassese, International Criminal Law, Oxford 
2003, S. 107; W.A. Schabas (s. Fn. 11), S. 143f; vor der Etablierung des permanenten 
Strafgerichtshofs wurde die Definition des Art. II der Völkermordkonvention bereits wörtlich in die 
Statute der Ad-hoc-Strafgerichtshöfe für das ehemalige Jugoslawien und Ruanda übernommen: 
Vgl. C. Tournaye, Genocidal intent before the ICTY, in: International and Comparative Law 
Quarterly 52 (2003), S. 449. 
34 W.A. Schabas (s. Fn. 11), S. 250; G. Werle beschreibt den gesamten Prozess der Formulierung 
von Verbrechenstatbeständen auf der Konferenz von Rom als wenig kontrovers, siehe G. Werle 
(s. Fn. 31), S. 25f; kritisch zur direkten Übernahme der Definition äußert sich C. Kreß, The Crime 
of Genocide under International Law, in: International Criminal Law Review 6 (2006), S. 499; für 
eine genaue Beschreibung des Ausarbeitungsprozess des Römischen Statuts siehe M.C. Bassiouni, 
Introduction to International Criminal Law, 2. Aufl., Leiden 2013, S. 599–625. 
35 Die in Verbindung mit der Absicht, eine nationale, ethnische, rassische oder religiöse Gruppe 
als solche ganz oder teilweise zu zerstören, als Völkermord strafbaren Handlungen belaufen gem. 
Art. 6 IStGHSt sich auf: „a) Tötung von Mitgliedern der Gruppe; b) Verursachung von schwerem 
körperlichem oder seelischem Schaden an Mitgliedern der Gruppe; c) vorsätzliche Auferlegung 
von Lebensbedingungen für die Gruppe, die geeignet sind, ihre körperliche Zerstörung ganz oder 
teilweise herbeizuführen; d) Verhängung von Maßnahmen, die auf die Geburtenverhinderung 
innerhalb der Gruppe gerichtet sind; e) gewaltsame Überführung von Kindern der Gruppe in eine 
andere Gruppe.“; zur wissentlichen Auslassung kulturellen Genozids aus dem Römischen Statut 
siehe W. A. Schabas, Article 6: Genocide, in: O. Triffterer; K. Ambos (Hrsg.), Commentary on the 
Rome Statute of the International Criminal Court, Observers' Notes, Article by Article, 2. Aufl., 
München 2008, S. 150. 
36 UN General Assembly, Genocide: Draft Convention and Report of the Economic and Social 
Council, UN Doc. A/760, 3. Dezember 1948, Ziff. 11; Y. Shany (s. Fn. 22), S. 9. 
37 Siehe auch J. Morsink, der dieser Argumentation gar den Charakter des Versprechens, im 
Umkehrschluss eine Norm zur Verhütung kulturellen Genozids in die AEMR aufzunehmen, 
zuschreibt: J. Morsink (s. Fn. 28), S. 1010, 1043; das Scheitern einer Aufnahme kulturellen 
Genozids oder seiner Elemente in Menschenrechtsinstrumente erörtert auch F. Francioni, Culture, 
Heritage and Human Rights, An Introduction, in: F. Francioni; M. Scheinin (Hrsg.), Cultural Human 
Rights, Leiden 2008, S. 1-16; laut W.A. Schabas hätte den Delegierten des Sechsten Komitees 
zum Zeitpunkt des Ausschlusses kulturellen Genozids aus der Völkermordkonvention bereits klar 
sein müssen, dass das mit der Ausarbeitung der AEMR betraute Dritte Komitee sich nicht ernsthaft 
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Art. 15 IPwskR normative Instrumente des Menschenrechtsschutzes, die den 
Vertragsstaaten de minimis eine Achtungspflicht und nach Auffassung des UN-
Menschenrechtsausschusses auch eine aktive Schutzpflicht gegenüber der 
Kultur von Minderheiten auferlegen.38 Unstrittig ist, dass diese Normen 
Elemente kulturellen Genozids wie die Unterdrückung der Sprache einer Gruppe 
als Unrecht klassifizieren.39 Ein explizites Verbot kulturellen Genozids unterblieb 
jedoch.40 Zuletzt erlebte die Idee eines Straftatbestands kulturellen Genozids im 
Zuge der Ausarbeitung der United Nations Declaration on the Rights of 
Indigenous Peoples eine Art Renaissance. Im Entwurf besagter Erklärung lautete 
Art. 7: „Indigenous peoples have the collective and individual right not to be 
subjected to ethnocide and cultural genocide.“41 
Die Annahme eines solchen Artikels hätte wohl einen Meilenstein in der 
völkerrechtlichen Geschichte kulturellen Genozids dargestellt. Allerdings kam es 
nach intensiver Debatte erneut zur Entscheidung, kulturellen Genozid aus dem 
Wortlaut dieses UN-Dokuments auszuschließen.42  
 
3. ZWISCHENFAZIT  
Im frühen Ausarbeitungsstadium der Völkermordkonvention stellte kultureller 
Genozid ein untrennbar mit der physisch-biologischen Gruppenzerstörung 
verbundenes Element von Völkermord dar. Sodann wurde er als separate 
Verbrechenskategorie getrennt von physisch-biologischem Völkermord 
aufgeführt und schließlich komplett aus dem Wortlaut der Konvention 
ausgeschlossen. Da kultureller Genozid auch keine Erwähnung im IStGHSt 
findet, handelt es sich de lege lata nicht um einen Straftatbestand. Schließlich 
findet kultureller Genozid auch im internationalen Minderheitenschutz keine 
Erwähnung. Jüngste UN-Aktivitäten im Bereich der Rechte indigener Völker 
belegen die Zurückhaltung, mit der die Staatengemeinschaft sogar bei der 
Verabschiedung rechtsunverbindlicher Erklärungen wie der United Nations 
Declaration on the Rights of Indigenous Peoples dem Terminus kultureller 
Genozid gegenübersteht. Mit den Worten Lindsey Kingstons lässt sich 
schlussfolgern: „cultural genocide is presently missing from international law“.43 
Dieser Status quo geht auf verhandlungstechnische Erwägungen und eine 
gewisse rechtspolitische Skepsis der Verhandlungspartner zu Zeiten der 
                                                             
mit der Aufnahme einer Minderheitenschutzklausel in die AEMR befasste: W.A. Schabas (s. Fn. 
11), S. 246. 
38 Vgl. UN Human Rights Committee, CCPR General Comment No. 23: Art. 27 (Rights of 
Minorities), Doc. CCPR/C/21/Rev.1/Add.5, 8. April 1994; Internationaler Pakt über bürgerliche 
und politische Rechte vom 19. Dezember 1966, BGBl. 1973 II, S.1533; Internationaler Pakt über 
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte vom 16. Dezember 1966, BGBl. 1973II, S. 1569. 
39 So z.B. G. Pentassuglia, Minorities in international law, Straßburg 2002, S. 84 und F. Francioni 
(s. Fn. 37), S. 8–11. 
40 So auch B. Sautman, Cultural Genocide and Tibet, in: Texas International Law Journal 38 
(2003), S. 187; S. Negri, Cultural Genocide in International Law: Is the Time Ripe for a Change?, 
in: Transnational Dispute Management 10 (2013), S. 8. 
41 UN Commission on Human Rights, Technical review of the United Nations draft declaration on 
the rights of indigenous peoples, UN Doc. E/CN.4/Sub.2/1994/2/Add.1, 20. April 1994. 
42 Zur Genese der Erklärung siehe S. Mako, die erneut die vielfach kritisierte Unbestimmtheit des 
Terminus kultureller Genozid als Grund für den Ausschluss aus der UN-Erklärung ausmacht und 
die United Nations Declaration on the Rights of Indigenous Peoples trotz des erneuten 
Ausschlusses kulturellen Genozids als bemerkenswerten Versuch „to specifically outline and 
address the distinctive notion of cultural genocide” wertet: S. Mako, Cultural Genocide and Key 
International Instruments, in: International Journal on Minority and Group Rights 19 (2012), S. 
186f.  
43 L. Kingston (s. Fn. 29), S. 65. 
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Erarbeitung der Völkermordkonvention zurück und ist nicht etwa mangelndem 
objektivem Bedarf an einem derartig scharfen Instrument zum Schutze der 
einzigartigen Kultur von Bevölkerungsgruppen geschuldet. Dass die von 
kulturellem Genozid erfassten Verbrechen von höchster Relevanz sind, zeigt 
heutzutage das Wüten des IS, das sich v.a. im Hinblick auf den Umgang mit 
Jesiden als kultureller Genozid charakterisieren lässt.44  
 
III. AKTUELLE ENTWICKLUNGEN IN DER RECHTSPRECHUNG 
 
Fraglich ist, ob die fehlende Normierung eines Tatbestandes des kulturellen 
Genozids zufolge hat, dass eingangs beschriebene Angriffe auf materielle und 
immaterielle Kulturgüter einer Gruppe keine Strafbarkeit gemäß 
internationalem Recht auslösen. So soll nachfolgend im Lichte der neueren 
Völkerrechtspraxis untersucht werden, ob diese Angriffe als strafwürdiges 
Unrecht erfasst werden. Hieraus soll auf die Notwendigkeit einer Reform des 
völkerrechtlichen Status quo geschlossen werden. 
 
1. DER VÖLKERMORDTATBESTAND IN DER PRAXIS   
Um zu klären, ob das Konzept des kulturellen Genozids auf der 
Anwendungsebene Eingang in den Völkermordtatbestand fand, erfolgt eine 
Analyse relevanter internationaler Rechtsprechung. Zu erörtern ist 
insbesondere, ob sich die gänzliche Auslassung kultureller Aspekte, wie sie in 
der Völkermorddefinition zu bemängeln ist, auch im Rahmen der 
Völkerrechtspraxis, also bei Auslegung und Anwendung der Konvention, 
bestätigt.   
 
a) Die Rechtsprechung des IGH  
Im Jahre 2007 bot sich dem IGH die Möglichkeit, die Reichweite der 
Völkermordkonvention zu interpretieren.45 Unter Einbezug ihrer 
Entstehungsgeschichte entschied sich der IGH für eine konservative Auslegung 
und stellte fest, dass der Völkermordtatbestand keine Erweiterung auf Akte der 
Kulturzerstörung vorsehe.46 Zwar stellte der Gerichtshof „conclusive evidence of 
the deliberate destruction of the historical, cultural and religious heritage“47 
bosnischer Muslime fest, hielt aber getreu dem Wortlaut von Art. II der 
                                                             
44 Schließlich wird, wie die im Bericht des Menschenrechtsausschusses verarbeiteten 
Zeugenberichte zeigen, den Jesiden unter Kontrolle des IS die Nutzung ihrer eigenen Sprache 
untersagt und jeglicher Zugang zu den immateriellen Bestandteilen ihrer Kultur untersagt, siehe: 
Human Rights Council (s. Fn. 5), Ziff. 98; eine Zusammenstellung historischer wie 
zeitgenössischer Beispiele kulturellen Genozids findet sich bei J.A.R Nafziger (s. Fn. 10), S. 3f; 
eine ausführlichen Abhandlung des Völkermords an den Jesiden liefert S. von Schorlemer (s. Fn. 
14), S. 76-79. 
45 Zu diesem Zeitpunkt klagte Bosnien und Herzegowina als erster Staat vor dem Gerichtshof die 
Verletzung der Völkermordkonvention durch einen anderen Staat, nämlich Serbien, an, siehe: 
Cassese (s. Fn. 33), S. 97. 
46 Ebd.  
47 So heißt es in dem Urteil: „(…) the Court observes that, during its consideration of the draft 
text of the Convention, the Sixth Committee of the General Assembly decided not to include 
cultural genocide in the list of punishable acts”: ICJ, Case concerning the Application of the 
Convention on the Prevention and Punishment of the Crime of Genocide, (Bosnia and Herzegovina 
v. Serbia and Montenegro), Judgment of 26 February 2007, I.C.J. Reports 2007, S. 43, Rn. 344. 
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Völkermordkonvention an der Linie des Völkermords als Akt physisch-
biologischer Zerstörung fest: 
“(…) the destruction of historical, cultural and religious heritage 
cannot be considered to constitute the deliberate infliction of 
conditions of life calculated to bring about the physical destruction of 
the group. Although such destruction may be highly significant 
inasmuch as it is directed to the elimination of all traces of the cultural 
or religious presence of a group, and contrary to other legal norms, it 
does not fall within the categories of acts of genocide set out in Article 
II of the Convention.”48   
Zwar würdigte der IGH die Bedeutung der festgestellten mutwilligen Zerstörung 
als geeignet, jegliche Manifestation muslimischer Kultur im betreffenden Gebiet 
auszulöschen. Dennoch erkannte er nicht an, dass hierdurch auch der physische 
Fortbestand der Gruppe bosnischer Muslime in Gefahr geraten konnte. Somit 
bleibt der IGH dem im Rahmen der Ausarbeitung der Völkermordkonvention 
demonstrierten Gruppenverständnis treu und sieht letztere als einen 
Zusammenschluss von Individuen, dessen Zerstörung nur durch physische 
Angriffe auf jene Individuen herbeizuführen ist.49  
 
b) Die Rechtsprechung des ICTY  
In der Geschichte der internationalen Rechtsprechung nimmt der ICTY eine 
besondere Rolle dabei ein, die Reichweite der Völkermorddefinition zu 
eruieren.50 Der Völkermordtatbestand in Art. 4 Abs. 2 ICTY-Statut entspricht 
dem Wortlaut des Art. II der Völkermordkonvention.51 Die erste Verurteilung auf 
Basis dieser Norm sprach die Hauptverfahrenskammer im Fall Krstić aus.52 
Hierbei bekannte sich die Kammer klar zur lex lata Reichweite des 
Völkermordtatbestands und stellte unter Berufung auf den Grundsatz nullum 
crimen sine lege fest, das Völkergewohnheitsrecht sehe keine Erweiterung des 
Völkermordtatbestands auf Akte vor, die nicht auf die physische oder biologische 
Zerstörung einer Gruppe abstellten.53 Es lag der Hauptverfahrenskammer also 
fern, anzuerkennen, dass die Zerstörung der Kultur einer Gruppe eigenständig 
einen actus reus darstellte. Hiermit lehnte die Kammer die Konzeptualisierung 
                                                             
48 Ebd., von dieser Sichtweise weicht der IGH auch in der jüngeren Rechtsprechung im Fall der 
Application of the Convention on the Prevention and Punishment of the Crime of Genocide (Croatia 
v. Serbia) nicht ab: ICJ, Application of the Convention on the Prevention and Punishment of the 
Crime of Genocide, (Croatia v. Serbia), Judgment of 3 February 2015, Rn. 134-6. 
49 So auch C. Kreß, The International Court of Justice and the Elements of the Crime of Genocide, 
in: European Journal of International Law 18 (2007), S. 625.  
50 Gemäß Art. 4 seines Statuts zuständig für die Strafverfolgung von Völkermord, „it held the 
promise of being the first international tribunal to prosecute the crime of genocide.“, so W.A. 
Schabas, Was Genocide committed in Bosnia and Herzegovina? First Judgments of the 
International Criminal Tribunal for the former Yugoslavia, in: Fordham International Law Journal 
25 (2001-2002), S. 23. 
51 Die Liste strafbarer Handlungen deckt sich folglich mit der Aufzählung in Art. II lit. a-e 
Völkermordkonvention, siehe: C. Tournaye (s. Fn. 33), S. 449. 
52 W.A. Schabas (s. Fn. 50), S. 30; C. Tournaye (s. Fn. 33), S. 449. 
53 Im Wortlaut des Urteils heißt es: „(…) customary international law limits the definition of 
genocide to those acts seeking the physical or biological destruction of all or part of the group. 
Hence, an enterprise attacking only the cultural or sociological characteristics of a human group 
in order to annihilate these elements which give to that group its own identity distinct from the 
rest of the community would not fall under the definition of genocide.”, siehe ICTY, Prosecutor v. 
Radislav Krstić, Case No. IT-98-33-T, Judgement of 2 August 2001, Rn. 580; kritisch zu dieser 
Feststellung: F. Lenzerini (s. Fn. 12), S. 53. 
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einer geschützten Gruppe als soziales Kollektiv und die damit verbundene 
Möglichkeit ihrer Zerstörung allein durch Angriffe auf ihre Kultur ab.54 Dennoch 
räumte man Elementen kulturellen Genozids eine Rolle in der Strafverfolgung 
gem. Art. 4 ICTY-Statut ein:  
„(…) where there is physical or biological destruction there are often 
simultaneous attacks on the cultural and religious property and 
symbols of the targeted group as well, attacks which may legitimately 
be considered as evidence of an intent to physically destroy the group. 
In this case, the Trial Chamber will thus take into account as evidence 
of intent to destroy the group the deliberate destruction of mosques 
and houses belonging to members of the group.”55  
Die Hauptverfahrenskammer erkannte Angriffe auf die Kultur einer Gruppe als 
Beleg für das Vorliegen eines Zerstörungswillens im Hinblick auf die geschützte 
Gruppe an. Folglich sind Akte kulturellen Genozids nicht per se strafbar, können 
aber determinieren, ob Tathandlungen gem. Art. 4 Abs. 2 lit. a-e ICTY-Statut56 
mit der notwendigen Zerstörungsabsicht begangen wurden und der Täter, bei 
Vorliegen dieses mentalen Elements, des Völkermords schuldig ist.  
Anders als die Hauptverfahrenskammer, welche Krstić als Haupttäter des 
Massakers von Srebrenica des Völkermords schuldig sprach57, fand die 
Berufungskammer ihn lediglich der Beihilfe zu letzterem schuldig.58 Von dieser 
Beurteilung wich Richter Shahabuddeen ab. Gestützt auf eine analytische 
Trennung von actus reus und mens rea argumentierte er:  
„From their nature, the listed acts must indeed take a physical or 
biological form, but the accompanying intent, by those acts, to 
destroy the group in whole or in part need not always lead to 
destruction of the same character.“59  
Zwar akzeptierte er die verbreitete Meinung, kultureller Genozid sei nicht Teil 
der Völkermordkonvention, äußerte jedoch die Überzeugung, dass das Ziel der 
Zerstörung einer Gruppe nicht nur auf biologisch-physische Weise ausgedrückt 
werden könne, sondern auch Elemente kulturellen Genozids den 
Zerstörungswillen des mutmaßlichen Täters manifestieren könnten.60 In seiner 
Argumentation erkannte er die Konstituierung einer sozialen Gruppe durch 
immaterielle Charakteristika an und zeigte sich somit offen für die Erwägung, 
dass die Zerstörung einer Gruppe nicht zwingend einen physischen Angriff 
voraussetzt.61 Auch wenn Shahabuddeen ausdrücklich keine Lanze für 
kulturellen Genozid als Straftatbestand zu brechen versuchte, ebnete seine 
Argumentation im Einklang mit der Sichtweise der Hauptverfahrenskammer den 
Weg für eine stärkere Einbeziehung von gegen die Kultur einer Gruppe 
gerichteten Angriffen in die Entscheidung darüber, ob die zur Erfüllung des 
Völkermordtatbestands erforderliche Zerstörungsabsicht vorliegt. Die hierdurch 
ausgelöste „evolution in judicial interpretation and […] willingness to consider 
aspects of cultural genocide“62 äußerte sich in der Übernahme dieser 
                                                             
54 Zu diesem Schluss gelangt ebenfalls C. Kreß, der auch die Übernahme dieser Sichtweise durch 
den IGH feststellt: C. Kreß, (s. Fn. 49), S. 625f.  
55 ICTY (s. Rn. 53), Rn. 580. 
56 Und somit auch Tathandlungen gem. Art. II lit. a-e) der Völkermordkonvention  
57 ICTY (s. Rn. 53), Rn. 727. 
58 ICTY, Prosecutor v. Radislav Krstić, Case No. IT-98-33-A, Judgement of 19 April 2004, Rn. 138. 
59 Ebd., Rn. 48. 
60 Ebd., Rn. 54. 
61 Ebd., Rn. 50. 
62 W.A. Schabas, Genocide in international law: the crime of crimes, Cambridge 2002, S. 219. 
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Argumentation im Fall Blagojević. Laut Hauptverfahrenskammer führe der 
Ausschluss kulturellen Genozids aus der Völkermordkonvention nicht dazu, dass 
Genozid immer allein auf physische-biologische Akte limitiert sei:  
„The Trial Chamber notes that what was originally intended to be 
excluded from the definition of the crime was cultural genocide, and 
that this does not in itself prevent that physical or biological genocide 
could extend beyond killings of the members of the group.”63  
Im Fall Krajišnik erkannten die Richter die geschützte Gruppe als soziales 
Gefüge an, das nicht nur auf physisch-biologischem Wege, sondern auch durch 
Angriffe auf die Verbindungen zwischen seinen Mitgliedern zerstört werden 
kann. Folglich muss sich die Zerstörungsabsicht nicht in physisch-biologischen 
Akten manifestieren, sondern kann auch durch Verbrechen an der Kultur einer 
Gruppe erfüllt werden.64   
 
2. ELEMENTE KULTURELLEN GENOZIDS IN ANDEREN STRAFTATBESTÄNDEN  
In der Anwendungspraxis des Völkermordtatbestands zeichnet sich durchaus 
eine Würdigung der strafrechtlichen Relevanz von Angriffen auf Kultur ab – 
jedoch nur als Beleg für das Vorliegen des von Art. 6 IStGHSt vorausgesetzten 
mentalen Elements. Fraglich ist, ob andere Straftatbestände die Strafwürdigkeit 
per se von Angriffen auf materielle wie immaterielle Kulturgüter erfassen. 
Einschlägig sind Art. 7 und 8 IStGHSt, d.h. die Straftatbestände 
Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit.65 Im Folgenden soll 
ihr Potential zur strafrechtlichen Erfassung von Elementen kulturellen Genozids 
dargelegt werden.  
Eine internationale Strafverfolgung von Angriffen auf Kultur kommt auf Basis 
der Übertragung der Schutzverantwortung für kulturelles Erbe in die Hände der 
internationalen Gemeinschaft infrage. Bereits die Präambel der Haager 
Konvention lässt verlauten, dass „jede Schädigung von Kulturgut, gleichgültig 
welchem Volke es gehört, eine Schädigung des kulturellen Erbes der ganzen 
Menschheit bedeutet“. 66 Durch Art. 6 Abs. 1 der Welterbekonvention erkennen 
die Vertragsstaaten an, dass das sich auf ihrem Hoheitsgebiet befindende 
Kulturerbe „ein Welterbe darstellt, zu dessen Schutz die internationale 
Staatengemeinschaft als Gesamtheit zusammenarbeiten muß.“67 Auch dem 
ersten Abschnitt der Präambel des IStGHSt liegt das Verständnis zugrunde, dass 
die Kulturen aller Völker ein gemeinsames Erbe darstellen. Fortan fungiert der 
Territorialstaat lediglich als „Treuhänder“ gegenüber der 
                                                             
63 ICTY, Prosecutor v. Vidoje Blagojević and Dragan Jokić, Case No. IT-02-60-T, Judgement of 17 
January 2005, Rn. 658. 
64 So stellte die Hauptverfahrenskammer fest, Zerstörung als Teil des mens rea von Völkermord 
sei nicht „limited to physical or biological destruction of the group’s members, since the group (or 
a part of it) can be destroyed in other ways, such as by transferring children out of the group (or 
the part) or by severing the bonds among its members.”, siehe: ICTY, Prosecutor v. 
Momčilo Krajišnik, Case No. IT-00-39-T, Judgement of 27 September 2006, Rn. 854. 
65 Vgl. F. Francioni, Beyond State Sovereignty: The Protection of Cultural Heritage as a Shared 
Interest of Humanity, in: Michigan Journal of International Law 25 (2004), S. 1215; ein 
Überlappen kulturellen Genozids mit den vergleichsweise stark etablierten Straftatbeständen des 
Kriegsverbrechens und der Verbrechen gegen die Menschlichkeit stellt auch J.A.R. Nafziger fest: 
J.A.R. Nafziger (s. Fn. 10), S. 7. 
66 Konvention vom 14. Mai 1954 zum Schutz von Kulturgut bei bewaffneten Konflikten, BGBl. 
1967 II, S. 1233. 
67 Übereinkommen zum Schutz des Kultur- und Naturerbes der Welt vom 16. November 1972, 
BGBl. 1977 II, S. 215.  
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Staatengemeinschaft.68 Die Übertragung der Schutzverantwortung für 
Kulturgüter in die Hände der internationalen Gemeinschaft lässt erwarten, dass 
diese ihre Verantwortung in der Strafverfolgung von Angriffen auf solche als 
crimina iuris gentium wahrnimmt. 
 
a) Kriegsverbrechen  
Die rechtliche Basis für die Feststellung individueller strafrechtlicher 
Verantwortlichkeit für Verbrechen an Kulturgütern wurde durch Art. 28 der 
Haager Konvention gelegt, der die Bestrafung von Individuen vorsieht, welche 
die Sicherungs- und Respektierungspflicht von Kulturgütern im bewaffneten 
Konflikt missachten.69 Durch Art. 8 Abs. 2 lit. b) (ix) bzw. Art. 8 Abs. 2 lit. e) 
(iv) sieht auch das IStGHSt die Ahndung vorsätzlicher Angriffe auf „Gebäude, 
die dem Gottesdienst, der Erziehung, der Kunst, der Wissenschaft oder der 
Wohltätigkeit gewidmet sind“ sowie „auf geschichtliche Denkmäler“ als 
Kriegsverbrechen im internationalen und innerstaatlichen bewaffneten Konflikt 
vor. In der Spruchpraxis des IStGH sticht die gegen Ahmad Al Faqi Al Mahdi 
ausgesprochene Verurteilung wegen Kriegsverbrechen gemäß Art. 8 Abs. 2 lit. 
e) (iv) IStGHSt zu neun Jahren Haft heraus.70 Die Anklage stützte sich in diesem 
Fall allein auf die Zerstörung von Kulturgütern, namentlich von historischen 
Moscheen und Mausoleen in Mali.71 Ähnlich wie einst der ICTY72 stellte der IStGH 
die Nichterforderlichkeit der Einbettung eines Angriffs auf Kulturgut in eine 
Militäraktion fest.73 Dennoch setzt Art. 8 die Existenz eines bewaffneten 
Konflikts und den Nexus der betreffenden Handlungen zu letzterem voraus.74 
                                                             
68 F. Lenzerini (s. Fn. 12), S. 42; S. von Schorlemer, Internationaler Kulturgüterschutz, Ansätze 
zur Prävention im Frieden sowie im bewaffneten Konflikt, Berlin 1992, S. 564–566; aus einer 
derartigen Konzeptualisierung des Schutzes von Kulturerbe im Interesse der gesamten 
internationalen Gemeinschaft ergibt sich eine erga omnes Verpflichtung zur Respektierung von 
Kulturerbe, so F. Francioni, The Evolving Framework for the Protection of Cultural Heritage in 
International Law, in: S. Borelli; F. Lenzerini (Hrsg.), Cultural Heritage, Cultural Rights, Cultural 
Diversity, New Developments in International Law, Leiden 2012, S. 25; zur Herausbildung des 
Prinzips, dass die Bedeutung von Kulturerbe über den Territorialstaat hinausgeht und sich auf die 
gesamte Menschheit erstreckt, siehe: A.F. Vrdoljak, Intentional Destruction of Cultural Heritage 
and International Law, in: Sydney University of Technology (Hrsg.), From the selected works of 
Ana Filipa Vrdoljak, Sydney 2007, S. 11.  
69 Zur Entstehung des Prinzips individueller Strafbarkeit für Zerstörung von Kulturgütern im 
bewaffneten Konflikt von der Haager Konvention bis zum Römischen Statut siehe F. Francioni (s. 
Fn. 65), S. 1216. 
70 International Criminal Court, Summary of the Judgment and Sentence in the Case of The 
Prosecutor v. Ahmad Al Faqi Al Mahdi, Case No. ICC-01/12-01/15, 27 September 2016. 
71Ebd., Rn. 11, 38. 
72 ICTY, Prosecutor v. Enver Hadžihasanović and Amir Kubura, Rule 98 bis Appeal Decision, Trial 
Judgment of 11 March 2005, Rn. 62; das ICTY-Statut sieht in Art. 3 lit. d) die Strafverfolgung von 
Individuen vor, „die gegen die Gesetze oder Gebräuche des Krieges verstoßen“ und nennt als 
actus reus u.a. die Zerstörung von der Religion und den Künsten gewidmeten Einrichtungen sowie 
von geschichtlichen Denkmälern und Kunstwerken, siehe: Statute of the International Tribunal 
(Adopted 25 May 1993), in ICTY (Hrsg.), International Tribunal for the Prosecution of Persons 
Responsible for Serious Violations of International Humanitarian Law Committed in the Territory 
of the Former Yugoslavia since 1991. Basic Documents, 1995, S. 4-27. 
73ICTY, Prosecutor v. Enver Hadžihasanović and Amir Kubura, Rule 98 bis Appeal Decision, Trial 
Judgment of 11 March 2005, Rn. 16, 18. 
74 International Criminal Court, Elements of Crimes, 2011, https://www.icc-
cpi.int/NR/rdonlyres/336923D8-A6AD-40EC-AD7B-45BF9DE73D56/0/ElementsOfCrimesEng.pdf, 
S. 36; siehe auch M. Cottier, Art. 8 War Crimes, in: O. Triffterer; K. Ambos, Commentary on the 
Rome Statute of the International Criminal Court, 2. Aufl., München 2008, S. 283; für die 
Konsequenzen des geforderten Nexus zum bewaffneten Konflikt auf die Ahndung von 
Kulturgutzerstörung siehe M. Frulli, Advancing the Protection of Cultural Property through the 
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Im Gegensatz dazu stellt Völkermord expressis verbis gem. Art. I der 
Völkermordkonvention auch in Friedenszeiten ein Verbrechen dar.75 So löst, wie 
an der Verurteilung Al Mahdis beispielhaft gezeigt, die Zerstörung von 
Kulturgütern heute zwar unter Umständen eine individuelle Strafbarkeit des 
Täters aus, jedoch nur im Rahmen eines bewaffneten Konflikts. Gleichzeitig 
erfassen weder Art. 8 Abs. 2 lit. b) (ix), noch Art. 8 Abs. 2 lit. e) (iv) IStGHSt 
Angriffe auf immaterielle Kulturgüter einer Gruppe. Der Ideengeschichte zufolge 
sollte kultureller Genozid aber auch gerade solche Angriffe auf die immateriellen 
Bestandteile der Kultur einer Gruppe erfassen. Zwar wird mit materieller 
Kulturgutzerstörung zumindest ein elementarer Bestandteil kulturellen Genozids 
als Kriegsverbrechen von der internationalen Rechtsprechung erfasst und, wie 
die Verurteilung Al Mahdis zeigt, per se als strafwürdig erachtet.76 Seine 
Ahndung ist jedoch nur im Rahmen eines bewaffneten Konflikts sichergestellt.  
b) Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
Möglicherweise erlaubt die Konzeptualisierung von Angriffen auf das Kulturerbe 
als Schädigung der gesamten Menschheit die Strafverfolgung von 
Kulturgutzerstörung als auch in Friedenszeiten strafbare Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit.77 Schließlich betreffen die hierunter gefassten Taten „nicht allein 
die einzelnen Opfer, sondern die Völkergemeinschaft als Ganzes.“78 Die 
Spannweite der in Art. 7 Abs. 1 IStGHSt aufgezählten Tathandlungen übersteigt 
die des Völkermordtatbestands und umfasst den Tatbestand der Verfolgung 
einer Gruppe aus u.a. kulturellen Gründen.79 „Verfolgung“ meint laut 
Legaldefinition des Art. 7 Abs. 2 lit. g) IStGHSt den „völkerrechtswidrigen, 
vorsätzlichen und schwerwiegenden Entzug von Grundrechten wegen der 
Identität einer Gruppe“. Derartige Grundrechte konstituieren z.B. Art. 27 IPBPR 
oder Art. 15 IPWSKR, die den von kulturellem Genozid qua Definition erfassten 
Angriffen auf immaterielle Ausdrucksweisen der Kultur einer Gruppe 
entgegenwirken. Im Gegensatz zum Völkermordtatbestand erfordern die in Art. 
7 Abs. 1 IStGHSt gelisteten Handlungen eine Einbettung in eine Gesamttat, d.h. 
einen „ausgedehnten oder systematischen“ Angriff auf die Zivilbevölkerung.80 
                                                             
Implementation of Individual Criminal Responsibility, The Case-Law of the International Criminal 
Tribunal for the former Yugoslavia, in: Italian Yearbook of International Law 15 (2005), S. 5. 
75 Siehe auch P.M. Wald, Genocide and Crimes Against Humanity, in: Washington University 
Global Studies Law Review 6 (2007), S. 623. 
76 Zur Würdigung dieser neuartigen Feststellung im Urteil gegen Al Mahdi als „Meilenstein“ siehe 
S. von Schorlemer (s. Fn. 14), S. 665–666 und F.F. Taffo, Al Mahdi's Case before the International 
Criminal Court, 16. Februar 2017, http://www.accord.org.za/conflict-trends/al-mahdis-case-
international-criminal-court/; M.V. Vlasic und H. Turku würdigen das Judikat ebenfalls aufgrund 
der Anerkennung der selbstständigen Strafwürdigkeit von Kulturgutzerstörung: „By choosing to 
prosecute a case composed solely of crimes against cultural property, the ICC is sending a clear 
message about the gravity of its destructiveness.“, M.V. Vlasic; H. Turku (s. Fn. 7), S. 1395. 
77 Zur Strafbarkeit von Verbrechen gegen die Menschlichkeit in Friedenszeiten siehe G. Werle (s. 
Fn. 31), S. 385; auch P.M. Wald stellt in ihrer Analyse des Straftatbestands heraus, dass 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit keinen Nexus zu einem bewaffneten Konflikt erfordern, 
siehe P.M. Wald (s. Fn. 75), S. 625f. 
78 G. Werle (s. Fn. 31), S. 384; so auch F. Francioni; F. Lenzerini, The Destruction of the Buddhas 
of Bamiyan and International Law, in: European Journal of International Law 14 (2003), S. 644. 
79 So stellt P.M. Wald fest, dass Verbrechen gegen die Menschlichkeit „discriminatory acts against 
a much wider range of groups than genocide, and many more kinds of acts than the five listed in 
the Genocide Convention” umfassen, siehe: P.M. Wald (s. Fn. 75), S. 626; der Tatbestand der 
Verfolgung wird in Art. 7 Abs. 1 lit. h) IStGHSt normiert.  
80 Nach G. Werle umfasst „ausgedehnt“ z.B. mit Blick auf die Opferzahl ein quantitatives Moment, 
während „systematisch“ ein qualitatives Moment impliziert, d.h. Organisation und Planmäßigkeit 
voraussetzt, unter „Zivilbevölkerung“ ist jede Personenmehrheit zu verstehen, die durch 
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Während für die Erfüllung des Völkermordtatbestands v.a. die Absicht im 
Vordergrund steht, eine Gruppe zu zerstören, erfordern Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit einen Angriff auf die Zivilbevölkerung.81 Um von „Verfolgung“ 
sprechen zu können, muss der Tat zudem eine diskriminierende Absicht 
zugrunde liegen.82  
Die Möglichkeit trotz dieser Anforderungen Angriffe auf die Kultur einer Gruppe 
als Verbrechen gegen die Menschlichkeit zu ahnden, kristallisierte sich in ICTY-
Judikaten heraus, von denen zwei hervorzuheben sind. Im Fall Kupreškić et al. 
stellte die Hauptverfahrenskammer fest, Verfolgung „does not necessarily 
require a physical element“ und könne auf verschiedene Arten, somit auch per 
nicht-physischem Angriff erfolgen.83 So erkannte die Kammer in Bezug auf die 
Handlungen der Angeklagten, „various factual elements that may be taken to 
constitue persecution of Muslims“ und führte hierunter z.B. einen Zeugenbericht 
über das von Kroaten auferlegte Sprachdiktat an.84 Im Urteil gegen Kordić und 
Čerkez setzte die Hauptverfahrenskammer ihre weite Auslegung der Verfolgung 
als Verbrechen gegen die Menschlichkeit fort. Sie stellte fest, dass mit 
„discriminatory intent“ begangene Zerstörung religiöser Stätten einen Angriff 
auf die kulturelle Identität der muslimischen Volksgruppe darstellte und 
folgerte:  
„As such, it manifests a nearly pure expression of the notion of ‘crimes 
against humanity‘, for all of humanity is indeed injured by the 
destruction of a unique religious culture and its concomitant cultural  
objects.“85  
Derartige Rechtsprechung eröffnet die Möglichkeit, die Zerstörung materieller 
wie immaterieller Kulturgüter bei Vorliegen der nötigen diskriminierenden 
Absicht und Begehen im Rahmen eines Angriffs auf die Zivilbevölkerung als 
Verfolgung, d.h. als Verbrechen gegen die Menschlichkeit, zu ahnden. Auch 
Angriffen auf immaterielle Kulturgüter wird somit unmissverständlich 
Strafwürdigkeit zugesprochen.86 Der Fall Kupreškić et al. steht symbolisch für 
die Möglichkeit de lege lata den Unrechtsgehalt solcher Angriffe zu erfassen. Es 
lassen sich jedoch nur bedingt Rückschlüsse auf die zukünftige strafrechtliche 
Behandlung von Zerstörung immaterieller Kulturgüter ziehen. Schließlich sprach 
der IStGH bislang kein Urteil unter Berufung auf Art. 7 Abs. 2 lit. g) IStGHSt.87 
                                                             
gemeinsame Merkmale verbunden ist und aufgrund dieser zum Angriffsziel wird, so G. Werle (s. 
Fn. 31), S. 385–391. 
81 Laut P.M. Wald kann sich hieraus eine höhere Anforderung an die tatsächlichen Opferzahlen 
von Verbrechen gegen die Menschlichkeit ergeben, während eine ‚nur‘ gegen wenige Personen 
begangene Handlung des Art. 6 lit. a-e IStGHSt als Völkermord strafbar sein kann, solange der 
Täter mit der Absicht vorgeht, die Gruppe, der die Opfer angehören, ganz oder teilweise zu 
zerstören, vgl. P.M. Wald (s. Fn. 75), S. 624.  
82 Siehe z.B. ebd., S.630.  
83 ICTY, Prosecutor v. Zoran Kupreškić et al., Trial Chamber, Judgement of 14 January 2000, Case 
No. IT-95-16-T, Rn. 568. 
84 Ebd., Rn. 83, 84. 
85 ICTY, Prosecutor v. Dario Kordić and Mario Čerkez, Trial Chamber, Judgement of 26 February 
2001, Case No. IT-95-14/2-T, Rn. 207. 
86 F. Francioni und F. Lenzerini kommen in ihrer Bewertung der Möglichkeiten zur individuellen 
Strafverfolgung der Zerstörer der Buddhas von Bamyian zu dem Schluss: „When an act of 
destruction of cultural heritage is perpetrated with a discriminatory intent, as in the case of the 
Bamiyan Buddhas, it amounts to an act of persecution included in the concept of crimes against 
humanity“, siehe: F. Francioni; F. Lenzerini (s. Fn. 78), S. 645.  
87 Überlegungen zur möglichen Herangehensweise des IStGH an Verfolgung als Element von 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit auch im Hinblick auf ihr Begehen durch nicht-staatliche 
Akteure finden sich bei S. von Schorlemer (s. Fn. 14), S. 679. 
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Auch wenn der IStGH die bei Anwendung des Verfolgungstatbestands 
bestehenden „Spielräume“ 88 nutzen würde, bleibt darauf hinzuweisen, dass eine 
Verurteilung wegen Verbrechen gegen die Menschlichkeit allgemeiner 
Auffassung nach in ihrer Gewichtigkeit hinter einer Verurteilung wegen 
Völkermordes zurückbleibt.89 
 
3. KRITISCHE WÜRDIGUNG  
Unter Betrachtung der ICTY-Rechtsprechung ist herauszustellen, dass Elemente 
des kulturellen Genozids trotz der fehlenden Aufnahme in die 
Völkermordkonvention eine gewisse Rolle in der Strafverfolgung des 
Völkermords spielen, die mittelbar auch der IGH anerkennt. Trotz des dem 
Wortlaut nach eng auf physisch-biologischen Genozid beschränkten 
Völkermordtatbestands gelang dem ICTY die Einbeziehung kultureller Faktoren, 
wenngleich nicht derart, wie ideengeschichtlich angedacht. Kultureller Genozid 
kommt nicht als actus reus infrage. Vielmehr wird er als Beweis für die Absicht 
eines Täters, eine Gruppe zu zerstören, herangezogen. Dieser „shift in assessing 
the cultural dimension of genocide, from a focus on the actus reus to a focus on 
the mens rea“90 negiert die Geeignetheit von Akten des kulturellen Genozids, 
eigenständig als Völkermord zu firmieren. Insgesamt spielt kultureller Genozid 
eine „subsidiary role in our present understanding of genocide and group 
destruction“.91 Stehen Akte kulturellen Genozids losgelöst von physisch-
biologischen Angriffen auf eine Gruppe, so zeichnet sich im Lichte der 
internationalen Rechtsprechung keine Strafbarkeit ab.92 Physisch-biologische 
Angriffe bestehen als conditio sine qua non für die Erfüllung des 
Völkermordtatbestandes fort. Wie Stefania Negri passend feststellt, diese 
Völkerrechtspraxis „still leaves substantial space for impunity.” 93 Vor allem in 
der ICTY-Rechtsprechung zeigen sich jedoch Bestrebungen, diese Straflosigkeit 
von Angriffen auf Kultur durch ihre Würdigung als Kriegsverbrechen oder 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit aufzulösen.94 Letztere bieten über den 
Verfolgungstatbestand gar die Möglichkeit, wie ein Straftatbestand kulturellen 
Genozids, auch die Zerstörung immaterieller Bestandteile von Kultur zu 
erfassen. Die Ahndung diskriminierend motivierter Angriffe auf Kultur als 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit trägt der Konzeptualisierung von 
Kulturschutz als Angelegenheit im gemeinsamen Interesse der Menschheit 
                                                             
88 Ebd.  
89 Siehe nur P.M. Wald, die unter Verweis auf ihre Zeit als Richterin am ICTY äußert: „(…) though 
none of the international tribunals have sentencing tariffs which put different ranges on the two 
crimes, in my time there was a feeling among at least some judges that genocide lay at the apex 
and deserved the highest level of sanction”, P.M. Wald (s. Fn. 75), S. 629.   
90 E. Novic (s. Fn. 13), S. 73. 
91 Vgl. D. Nersessian (s. Fn. 15); so auch J.A.R. Nafziger, der die Rolle kulturellen Genozids als 
sekundär und auf den Charakter eines Beweisinstruments begrenzt beschreibt: J.A.R. Nafziger (s. 
Fn. 10), S. 3-10.  
92 Auch umfassende Vertragswerke im Bereich der Menschenrechte schließen diese ‚Lücke‘ nicht, 
wie S. Negri feststellt. Zwar findet sich beispielsweise in Art. 27 IPBPR das Recht von 
Minderheiten, sich ihrer eigenen Sprache zu bedienen, welches gemäß der Schutzrichtung von 
Menschenrechtsverträgen gegenüber den Vertragsstaaten des IPBPR durchsetzbar ist und zwar 
ohne das Vorliegen einer physischen Schädigung der Gruppe, da Art. 27 IPBPR allein immaterielle 
Elemente der Kultur von Minderheiten schützt. Dies hat jedoch keinerlei Auswirkungen auf das 
internationale Strafrecht, dem S. Negri eine Strafbarkeitslücke attestiert, die internationale 
Strafgerichts daran hindert „acts of cultural genocide unrelated tot he physical destruction oft he 
members of the targeted group“ zu bestrafen, S. Negri (s. Fn. 40), S. 5.  
93 Ebd., S. 7.  
94 Eine derartige Wertung des Judikats findet sich bei J.A.R. Nafziger (s. Fn. 10), S. 10 
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Rechnung. Die Möglichkeit, eine Gruppe qua Angriff auf ihre Kultur zu zerstören, 
wird in der Judikatur nur am Rande gewürdigt. Insgesamt stellen Angriffe auf 
die Kultur einer Gruppe keinen eigenständigen Straftatbestand dar, sodass für 
ihre Ahndung als Kriegsverbrechen oder Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
immer ein Nexus zu einem bewaffneten Konflikt oder einem systematischen 
Angriff auf die Zivilbevölkerung erforderlich ist.95 Vor diesem Hintergrund 
besteht ein gewisser Reformbedarf, v.a. im Hinblick auf die Ausformulierung 
eines eigenständigen Straftatbestands, der sowohl die Zerstörung materieller 




IV. REFORMMÖGLICHKEITEN UND -HINDERNISSE 
 
In der Literatur wurde der unterlassenen Normierung eines expliziten Verbots 
kulturellen Genozids schon vor den oben skizzierten neueren Entwicklungen mit 
Kritik begegnet. So bemängelt Matthew Lippman eine „conspicuous omission“96 
und folgert, genau wie der Schutz der physischen Integrität einer Gruppe, sei 
der Schutz ihrer Kultur „consistent with the prophylactic intent of the Genocide 
Convention“, da beide Arten des Genozids zur Gruppenzerstörung geeignet 
seien.97 Die Auffassung, dass Angriffe auf die Kultur einer Gruppe die gänzliche 
Zerstörung derselben herbeiführen können, verfestigt sich in der jüngeren 
Literatur.98 So legt v.a. Sabine von Schorlemer den Fokus auf die 
identitätsstiftende Bedeutung von Kulturerbe. Absichtliche Zerstörung ziehe 
„negative Konsequenzen für die menschliche Würde und die Menschenrechte 
nicht nur von Individuen, sondern auch von Gruppen und Gemeinschaften“ nach 
sich.99 Die konstitutive Bedeutung von Kultur für eine Gruppe sieht die Autorin 
im Sinne eines modernen Gruppenverständnisses darin begründet, dass Kultur 
es Gruppen erlaubt „ihrer Existenz Bedeutung verleihen, ihre Weltsicht festigen 
und auch ihrer Umwelt begegnen“ zu können.100 Darüber hinaus hebt nicht nur 
die frühere UNESCO-Generaldirektorin Irina Bokova die Bedeutung von Kultur 
für die Resilienz einer Gesellschaft hervor.101 Auch Federico Lenzerini stellt den 
negativen Einfluss von Kulturgutzerstörung auf die physische 
Widerstandsfähigkeit einer Gruppe fest und illustriert am Beispiel des 
Balkankonflikts die Tragweite von derartigen Angriffen. Kulturgüter seien nicht 
ihrer selbst wegen attackiert worden, sondern stellvertretend für „the identity 
of the communities reflecting themselves on them, and, a fortiori, the physical 
                                                             
95 Siehe hierzu  Y. Gottlieb, Criminalizing Destruction of Cultural Property: A Proposal for Defining 
New Crimes under the Rome Statute of the ICC, in: Penn State International Law Review 23 
(2005), S. 881.  
96 M. Lippman, Genocide: The Crime of the Century, Jurisprudence of Death at the Dawn of the 
New Millenium, in: Houston Journal of International Law 23 (2001), S. 486. 
97 Ebd. 
98 In der Literatur wird nicht nur die Erkenntnis herausgestellt, dass Angriffe auf die Kultur einer 
Gruppe geeignet sind, ihren physischen Zerfall zu begünstigen. Es wird sogar eine Verbindung 
zwischen dem Schutz von Kultur und der Wahrung von Menschenrechten bzw. dem Schutz von 
menschlichen Gruppen etabliert. Einen derartigen Diskurswandel beschreibt z.B. S. von 
Schorlemer (s. Fn. 68), S. 169ff. 
99 S. von Schorlemer (s. Fn. 14), S. 183 
100 S. von Schorlemer (s. Fn. 14), S. 185 
101 I. Bokova (s. Fn. 1), S. 294.  
 17 
integrity of those communities, which attained part of their defensive strength 
from the spiritual value of their own cultural heritage.“ 102   
 
Zwei Tendenzen der neueren Völkerrechtspraxis lassen den Ausschluss 
kulturellen Genozids nicht mehr zeitgemäß erscheinen. Erstens belegt die 
Strafverfolgung von Angriffen auf materielles Kulturerbe als Kriegsverbrechen 
und die mögliche Aburteilung von Angriffen auf immaterielle Kulturgüter als 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit die strafrechtliche Relevanz von 
Kulturzerstörung. Zweitens bildet sich das Verständnis einer Gruppe als soziales 
Kollektiv heraus, welches von seiner Kultur zusammengehalten wird. Wird diese 
Kultur zerstört, ist auch das physische Überleben der Gruppe in Gefahr. 
Eingedenk dieser bereits von Raphael Lemkin vorgelegten Erkenntnis scheint es 
nicht mehr zeitgemäß, Angriffe auf die Kultur einer Gruppe als mens rea, nicht 
aber als actus reus von Völkermord anzusehen. Vor diesem Hintergrund sollen 
im Folgenden Möglichkeiten erwogen werden, kulturellen Genozid de lege 
ferenda als Straftatbestand zu etablieren.  
 
1. ÄNDERUNG DES VERTRAGSTEXTS DER VÖLKERMORDKONVENTION  
Während Strafbarkeit für kulturellen Genozid nur durch eine Aufnahme in das 
IStGHSt erreicht werden kann, bietet die Reform der Völkermordkonvention 
zunächst eine Chance, diesem potenziellen Straftatbestand per 
zwischenstaatlichem Vertrag eine klare Definition zu verleihen. Die Revision des 
Konventionstextes wird den Vertragsparteien durch Art. XVI der 
Völkermordkonvention ermöglicht. Nach Mitteilung an den UN-Generalsekretär 
entscheidet die UN-Generalversammlung über weitere Schritte im Hinblick auf 
die Reformforderung. Der kulturelle Genozid könnte auf verschiedenen Wegen 
direkt in den Wortlaut der Konvention eingepflegt werden.103  
 
a) Erweiterung der Liste strafbarer Handlungen 
Im Rahmen der Revision des Konventionstextes ist die Erweiterung der Liste 
strafbarer Handlungen um Elemente des kulturellen Genozids denkbar.104 
Matthew Lippman argumentiert, Art. II lit. e) sehe in Form des Verbots der 
gewaltsamen Überführung von Kindern einer Gruppe in eine andere Gruppe 
bereits eine Handlung kulturellen Genozids vor, weshalb kein Grund bestehe, 
„why other acts of cultural genocide should not be incorporated into the 
                                                             
102 F. Lenzerini (s. Fn. 12), S. 58; auch F. Francioni wendet sich der Konzeptualisierung einer 
Gruppe als soziales Gefüge zu und schreibt ihrer Kultur eine soziale Funktion zu, die Ausdruck 
von „a society’s continuity, beyond its biological existence“ ist, F. Francioni (s. Fn. 37), S. 14; K. 
Schmalenbach, Ideological Warfare against Cultural Property: UN Strategies and Dilemmas, in: 
Max Planck Yearbook of United Nations Law Online 19 (2016).  
103 Hierbei kommt sowohl eine Ergänzung des Wortlauts von Art. II der Völkermordkonvention als 
auch ihre Ergänzung um einen eigenständigen Artikel, der sich mit kulturellem Genozid befasst, 
infrage. Einen solchen fügt z.B. I.W. Charny in seinem eigenen Entwurf einer reformierten 
Völkermordkonvention ein und führt somit die Tradition des vom Ad-hoc-Komitee erarbeiteten 
Konventionsentwurf fort, siehe: I.W. Charny (s. Fn. 29), S. 77, 84f. 
104 In ihrer jetzigen Form ist die in Art. II lit. a-e der Völkermordkonvention enthaltene Liste von 
Handlungen, die bei Vorliegen der nötigen Zerstörungsabsicht Völkermord darstellen, als 
abschließend zu erachten, so F. Jeßberger, The Definition and the Elements of the Crime of 
Genocide, in: P. Gaeta (Hrsg.), The UN Genocide Convention, A Commentary, Oxford 2009, S. 
94. 
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Convention as well.“105 Eingangs beschriebene Akte kulturellen Genozids wie 
z.B. sprachliche Unterdrückung, Verhinderung des Zugangs zur eigenen Kultur 
einer Gruppe oder Zerstörung von für sie kulturell bedeutsamen Monumenten 
könnten als Implementierung von Maßnahmen, die geeignet sind, den Zerfall 
der Kultur einer Gruppe herbeizuführen, in die Liste von Tathandlungen 
aufgenommen werden. Somit würde Art. II Akte der Zerstörung von materiellen 
und immateriellen Kulturgütern geschützter Gruppen ausdrücklich verbieten.  
b) Erweiterung der Liste geschützter Gruppen 
Darüber hinaus könnte eine Ächtung kulturellen Genozids qua Erweiterung der 
potenziellen Opfergruppen des Art. II erfolgen. Laut Antonio Cassese sei es 
nötig, die „scientifically wrong reference to ‘race‘“ durch den Verweis auf 
kulturelle Gruppen zu ersetzen.106 Auch Stefania Negri schlägt eine derartige 
Erweiterung der geschützten Gruppen vor.107 Die Einbeziehung kultureller 
Gruppen unter den Schutzmantel des Art. II der Völkermordkonvention würde 
die Schutzwürdigkeit von Gruppen ob ihrer einzigartigen Kultur herausstellen, 
jedoch könnten Schwierigkeiten bei der genauen Definition einer kulturellen 
Gruppe bestehen. Zudem würde diesen Gruppen zwar besonderer Schutz zuteil, 
dennoch wären Handlungen des kulturellen Genozids nur indirekt erfasst.   
 
c) Erweiterung der Zerstörungsabsicht 
Dem Vorschlag einer Erweiterung geschützter Gruppen um kulturelle Gruppen 
lässt sich entgegenhalten, dass jede der aufgeführten Gruppen bereits über eine 
kulturelle Dimension verfügt.108 Stattdessen, so James Nafziger, müsse der 
Schutz bereits aufgeführter Gruppen um „specific intent to destroy their culture“ 
erweitert werden.109 Auch Antonio Cassese erwägt die Ergänzung des im 
Chapeau des Art. II aufgeführten mentalen Tatelements der 
Zerstörungsabsicht, die fortan auch durch „intent of destroying the cultural 
traditions of a group“ erfüllt werden solle.110 Eine solche Ergänzung würde 
kulturellen Genozid als mens rea, nicht aber als actus reus in die 
Völkermordkonvention einbeziehen und somit zwar der Interpretationspraxis 
von ICTY und IGH, nicht aber dem Gedankengang Raphael Lemkins 
entsprechen.111 Die von Lemkin definierten eigentlichen Akte kulturellen 
Genozids würden weiterhin nicht erfasst.  
 
2. ERARBEITUNG EINES FAKULTATIVPROTOKOLLS 
Eine sowohl in der Literatur als auch im System der UN diskutierte Möglichkeit 
zur Aufnahme kulturellen Genozids ist die Verabschiedung eines 
Fakultativprotokolls. In einem Bericht der Unterkommission zur Verhütung von 
Diskriminierung und zum Schutz von Minderheiten wurden die Sorgen einiger 
Experten über die Marginalisierung des kulturellen Genozids aufgegriffen; man 
                                                             
105 M. Lippman (s. Fn. 17), S. 62. 
106 A. Cassese, Taking Stock of the Genocide Convention and Looking Ahead, in: P. Gaeta (Hrsg.), 
The UN Genocide Convention, A Commentary, Oxford 2009, S. 541. 
107 S. Negri (s. Fn. 40), S. 8 
108 J.A.R. Nafziger (s. Fn.10), S. 3.  
109 Ebd. 
110 A. Cassese (s. Fn. 106), S. 541.   
111 Eine Erörterung der bereits bestehenden engen Verbindung kulturellen Genozids mit der vom 
Völkermordtatbestand des Art. II geforderten Zerstörungsabsicht findet sich in Kapitel III.1.a und 
III.1.b.  
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blieb in den Schlussfolgerung jedoch vage.112 Die Aufnahme kulturellen 
Genozids solle weiterhin erwogen werden und für den Fall, dass sich eine 
Einigung hierüber als schwierig erweise, die Verabschiedung eines 
Zusatzprotokolls zur Völkermordkonvention angedacht werden.113 Tatsächlich 
erscheint ein solches Protokoll als realistische Möglichkeit, um die politischen 
Hindernisse einer Vertragsänderung zu umgehen.114 James Nafziger schlägt vor, 
mittels Fakultativprotokoll die Absicht, die Kultur einer Gruppe ganz oder 
teilweise zu zerstören, als „act of genocide“ zu etablieren und die Zerstörung 
materieller und immaterieller Kulturgüter zum eigenständigen Verbrechen zu 
machen.115 Stefania Negri regt ebenfalls an, die Erweiterung geschützter 
Gruppen mittels Fakultativprotokoll zu realisieren.116  
 
3. AUFNAHME KULTURELLEN GENOZID IN DAS STATUT VON ROM  
Auf dem Weg zur Etablierung individueller Strafbarkeit für das Begehen 
kulturellen Genozids stellen eine Reform der Völkermordkonvention bzw. ein 
Fakultativprotokoll nur erste Schritte dar. Die individuelle Strafverfolgung der 
Täter auf internationaler Ebene kann allein durch eine Aufnahme in das IStGHSt, 
die „zentrale Rechtsquelle des Völkerstrafrechts“, 117 erreicht werden.  
Die Schaffung eines eigenständigen Straftatbestands des kulturellen Genozids 
würde diesen aus seiner sekundären Rolle im Rahmen des 
Völkermordtatbestands herausholen und Angriffe auf materielle und 
immaterielle Kulturgüter einer Gruppe per se zu Verbrechen gemäß Völkerrecht 
erklären. Derzeit liegt dem Völkermordtatbestand das Verständnis einer Gruppe 
als schlichter Zusammenschluss von Individuen zugrunde, welches den Körper 
der Gruppe schützt, „but allows its very soul to be destroyed“.118 Der Mehrwert 
eines eigenständigen Straftatbestands kulturellen Genozids läge zweifelsohne in 
der Erkenntnis, dass die Zerstörung der Kultur einer Gruppe auch die gänzliche 
oder teilweise Auslöschung der gesamten Gruppe bewirken kann. Dieser 
Zerstörungsabsicht wird qua Strafverfolgung außerhalb des 
Völkermordtatbestands nicht Rechnung getragen. Der von einem solchen 
Straftatbestand und möglicher individueller Strafverantwortung ausgehende 
„powerful disincentive“,119 würde einen wertvollen Beitrag zu einem 
umfassenden Kulturschutz leisten.120  
                                                             
112 Die Unterkommission zur Verhütung von Diskriminierung und zum Schutz von Minderheiten 
widmete der Frage nach notwendiger Überarbeitung der Konvention den nach seinem Verfasser 
benannten Whitaker-Bericht. Für eine detaillierte Darstellung der Aufgaben der Unterkommission 
und ihres Wirkens siehe T. Ansbach, Die Unterkommission zur Verhinderung der Diskriminierung 
und zum Schutz von Minderheiten, in: Archiv des Völkerrechts 31 (1993), S. 230-250. 
113 UN Commission on Human Rights, Revised and updated report on the question of the 
prevention and punishment of the crime of genocide prepared by Mr. B. Whitaker, UN Doc. 
E/CN.4/Sub.2/1985/6, 2. Juli 1985, Ziff. 33.  
114 A. von Arnauld, Völkerrecht, 3. Aufl., Heidelberg 2016, S. 96. 
115 J.A.R. Nafziger (s. Fn. 10), S. 20.  
116 Hierbei schwebt ihr v.a. vor, die in Art. XVI der Völkermordkonvention beschriebene Prozedur 
der Vertragsänderung zu umgehen, welche die weitere Behandlung eines Reformvorschlags vom 
Willen der UNGA abhängig macht, so S. Negri (s. Fn. 40), S. 8. 
117 G. Werle (s. Fn. 31), S. 74 
118 Zu dieser prägnanten Schlussfolgerung kommt D. Nersessian (s. Fn. 15).  
119 J.A.R. Nafziger (s. Fn. 10), S. 18.  
120 Zu diesem Schluss gelangt auch Y. Gottlieb, der sich mit der Erschaffung eines separaten, die 
Zerstörung materieller Kulturgüter umfassenden Straftatbestand im IStGHSt auseinandersetzt, 
vgl. Y. Gottlieb (s. Fn. 95), S. 811.  
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Eine Reform des Statuts wird durch Art. 121 IStGHSt vorgesehen. Nach Ablauf 
einer Periode von sieben Jahren nach Inkrafttreten des Statuts ist es den 
Vertragsstaaten erlaubt, Änderungen vorzuschlagen. Die bisherige Definition 
von Genozid, wie sie in Art. 6 IStGHSt zu finden ist, entspricht wörtlich Art. II 
der Völkermordkonvention. Dementsprechend könnte eine Einfügung 
kulturellen Genozids in das IStGHSt auf gleiche Weise geschehen wie die 
Aufnahme kulturellen Genozids in die Völkermordkonvention. Der Vorschlag 
einer Vertragspartei zur Erweiterung der Liste strafbarer Handlungen, der Liste 
geschützter Gruppen oder der Zerstörungsabsicht würde durch den UN-
Generalsekretär an die restlichen Vertragsstaaten kommuniziert und könnte 
nach mindestens drei Monaten im Rahmen der Versammlung der 
Vertragsstaaten zur Abstimmung gestellt werden. Im Einklang mit Art. 121 
IStGHSt muss ein Reformvorschlag drei Hürden überwinden. Zunächst befindet 
die Versammlung der Vertragsstaaten als eine Art „gatekeeper“ mehrheitlich 
darüber, ob der Vorschlag behandelt werden sollte.121 Ist diese Hürde 
genommen, folgt die Abstimmung über die Annahme des Änderungsvorschlags, 
welche mit einer Zweidrittelmehrheit der Vertragsstaaten erfolgt. Auch nach 
Erlangen einer entsprechenden Mehrheit träte eine Ergänzung des einschlägigen 
Art. 6 IStGHSt gem. Art. 121 Abs. 5 nur für jene Vertragsstaaten in Kraft tritt, 
welche die Änderung zu ratifizieren. Angriffe auf die Kultur einer Gruppe, die auf 
dem Territorium eines die Reform des IStGHSt ablehnenden Staates oder durch 
Angehörige dieses Staates vorgenommen werden, wären einer Ahndung durch 
den IStGH also auch nach Aufnahme kulturellen Genozids in den Vertragstext 
weiterhin entzogen.122    
 
4. REFORMHINDERNISSE 
Die Etablierung kulturellen Genozids als Tatbestand des Völkerstrafrechts im 
IStGHSt erfordert zweifelsohne Einigkeit der Staaten über dessen 
Strafbewehrung, d.h. die Geeignetheit von Angriffen auf die Kultur einer 
Gruppe, eine individuelle Bestrafung im Namen der Staatengemeinschaft nach 
sich zu ziehen. Die Feststellung individueller Strafverantwortung für kulturellen 
Genozid setzt eine einschlägige Völkerrechtsregel voraus. Die Ergänzung des 
IStGHSt um kulturellen Genozid bleibt solange unwahrscheinlich, wie sich in 
internationalen Verträgen oder gar im Völkergewohnheitsrecht kein Konsens 
über dessen Definition und Strafwürdigkeit herausgebildet hat.  123 
 
a) Begriffliche Unbestimmtheit 
Nicht nur Antonio Cassese empfindet das Konzept kulturellen Genozid als 
„rather nebulous“.124 Auch der Bericht des früheren UN-Sonderberichterstatters 
Nicodème Ruhashyankiko erkennt die Schwierigkeit, jene kulturellen 
Schutzgüter, deren Verletzung eine Tathandlung des Völkermords konstituieren 
                                                             
121 R.S. Clark: Art. 121 Amendments, in: O. Triffterer, K. Ambos (Hrsg), Rome Statuts of the 
International Criminal Court, A Commentary, 3. Aufl., München 2016, S. 2301. 
122 Ebd., S. 2300.  
123 Zu den hohen Anforderungen an die Herausbildung von Straftatbeständen im Völkerstrafrecht 
siehe siehe M. Schröder, Verantwortlichkeit, Völkerstrafrecht, Streitbeilegung und Sanktionen, in: 
W. Graf Vitzthum; A. Proelß (Hrsg.), Völkerrecht, 7. Aufl., Berlin 2016, S. 560 und S. von 
Schorlemer (s. Fn. 14), S. 639. 
124 A. Cassese (s. Fn. 33), S. 97; siehe die Darbietung begrifflicher Unbestimmtheit als Grund für 
den Ausschluss kulturellen Genozids aus der Völkermordkonvention bei C. Fournet, The Crime of 
Destruction and the Law of Genocide, Aldershot 2007, S. 43. 
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könnte, zu umreißen.125 Die Unklarheit über die Reichweite kulturellen Genozids 
lässt die Staaten vorsichtig werden. Schließlich birgt sie aus Sicht einiger 
Staaten das Risiko, dass ihre historische Behandlung bestimmter Volksgruppen 
den Tatbestand kulturellen Genozids erfüllt und somit aus einer völlig neuen 
rechtlichen Perspektive betrachtet werden könnte.126 Somit scheinen einige 
Staaten vor einer intensiven inhaltlichen Befassung mit dem Konzept kulturellen 
Genozids zurückzuschrecken. Eine klare und weitgehend anerkannte Definition 
kulturellen Genozids, wie sie Grundlage für die Herausbildung eines 
Straftatbestands ist, rückt somit vorerst in weite Ferne.  
 
b) Zweifel am Ausmaß des Unrechtsgehalts  
Gleichzeitig wird auch heute noch die schon als Argument für die Streichung 
kulturellen Genozids aus dem Entwurf der Völkermordkonvention vorgebrachte 
Auffassung vertreten, kultureller Genozid bliebe in seinem negativen Einfluss 
auf den Fortbestand einer Gruppe und somit in seinem Unrechtsgehalt hinter 
physisch-biologischem Genozid zurück.127 Mitunter wurzelt die Zurückhaltung, 
den Völkermordtatbestand zu erweitern, im historischen Kontext seiner 
Entstehung vor dem Hintergrund des Holocaust: „There is a reluctance to 
acknowledge that mass atrocities, which differ in scope, style and technique, 
merit this singular status.“128  
Der Singularität des Holocaust erhöht die kognitive Hürde, die Verbrechen 
überwinden müssen, um ebenfalls als Völkermord ‚anerkannt‘ zu werden und 
limitiert die Möglichkeiten, die Völkermordkonvention hin zu einer Aufnahme 
von Akten nicht-physisch-biologischer Gruppenzerstörung zu reformieren.129 
 
                                                             
125 UN Commission on Human Rights, Study of the question of the prevention and punishment of 
the crime of genocide. Study prepared by Nicodème Ruhashyankiko, Special Rapporteur, vom 4. 
Juli 1978, UN Dok. E/CN.4/Sub.2/416 Ziff. 441ff. Siehe auch die Würdigung des Berichts bei A. 
Paul, Kritische Analyse und Reformvorschlag zu Art. II Genozidskonvention, Heidelberg 2008, S. 
218.  
126 Siehe hierzu S. Negri (s. Fn. 40), S. 3; auch I.W. Charny stellt die Problematik heraus, dass 
eine Definition kulturellen Genozids stets den politischen Interessen der Staaten genügen muss, 
I.W. Charny (s. Fn. 29), S. 66f. 
127 Mit der angeblich mangelnden Auswirkung der Zerstörung ihrer Kultur auf die physische 
Unversehrtheit der Gruppenmitglieder argumentiert z.B. A. Paul (s. Fn. 125), S. 218; auch S. 
Negri erkennt das Vorliegen einer solchen Haltung: S. Negri (s. Fn. 40), S. 3; B. Lüders nimmt 
ebenfalls Bezug auf diesen „unterschiedlichen Unrechtsgehalt von Massenmorden einerseits und 
z.B. dem Verbieten einer Sprache, dem Zerstören von Monumenten oder dem Schließen von 
Bibliotheken andererseits.“, B. Lüders, Die Strafbarkeit von Völkermord nach dem Römischen 
Statut für den International Strafgerichtshof, Berlin 2004, S. 172; K. Hon attestiert kulturellem 
Genozid im Vergleich zu physisch-biologischem Genozid ein „comparative lack of severity of the 
physical harm“, K. Hon, Bringing Cultural Genocide in by the Backdoor: Victim Participation at the 
ICC, in: Seton Hall Law Review 43 (2013), S. 368. 
128 M. Lippman (s. Fn. 96), S. 527; zur engen Verbindung zwischen der Definition von Völkermord 
der Völkermordkonvention und Holocaust siehe auch C. Tournaye (s. Fn. 33), S. 447; laut G. 
Mettraux hat die Arbeit der Ad-hoc-Gerichtshöfe bereits einen großen Beitrag dazu geleistet, den 
Völkermordtatbestand von der alleinigen Verknüpfung mit dem Holocaust zu lösen, G. Mettraux, 
International Crimes and the Ad Hoc Tribunals, Oxford 2005, S. 199; C. Kreß stellt sogar den 
Status von Art. II der Völkermordkonvention als „almost sacred document of international criminal 
law” fest, vor dessen Reformierung die Staaten zurückschrecken, so C. Kreß (s. Fn. 34), S. 499.  
129 Vor dem Hintergrund der Genese des Völkermordkonzepts erscheint eine solche Argumentation 
wenig sinnhaft, hatte doch Lemkin die verschiedenen, nicht ausschließlich physisch-biologischen, 
von den Nationalsozialisten angewandten Techniken des Genozids erkannt und eine von ihnen 
unter dem Begriff ‚kultureller Genozid‘ zusammengefasst, siehe R. Lemkin (s. Fn. 20), S. 41. 
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5. KRITISCHE WÜRDIGUNG 
Die Schaffung eines eigenständigen Straftatbestands setzt die Herausbildung 
einer allgemeinen völkerrechtlichen Norm, die kulturellen Genozid definiert und 
den Konsens der internationalen Gemeinschaft über dessen Strafwürdigkeit 
belegt, voraus.130 Theoretisch könnte dies über eine Aufnahme kulturellen 
Genozids in den Wortlaut der Völkermordkonvention erreicht werden. Besonders 
die Erweiterung der Liste strafbarer Handlungen des Art. II 
Völkermordkonvention scheint probat, trägt sie doch dem Verständnis 
geschützter Gruppen als soziale Kollektive Rechnung, deren Fortbestand auch 
durch Angriffe auf ihre Kultur als Gerüst der Gruppe gefährdet werden kann.  
So wünschenswert diese Entwicklung wäre, so wichtig ist auch der Blick auf die 
Realität; sie offenbart die Erkenntnis, dass die Vertragsstaaten, von denen eine 
Reform ausgehen und von denen sie Unterstützung erfahren müsste, v.a. wegen 
der Zweifel an seinem Unrechtsgehalt kulturellem Genozid als potenziellem 
Straftatbestand mit enormer Skepsis gegenüberstehen.  
Der Status der Völkermordkonvention als rechtliche Antwort auf den Holocaust 
versperrt den Weg für ihre Erweiterung um kulturellen Genozid. Im Rahmen 
einer den Konsens der Vertragsstaaten voraussetzenden Vertragsänderung 
müsste sich das Konzept des kulturellen Genozids erneut an der Schwere der 
Gräueltaten der Nationalsozialisten messen lassen. Eine Möglichkeit, derartige 
politische Schwierigkeiten zu umgehen, stellt die Verabschiedung eines 
Fakultativprotokolls dar, die den „move beyond the limitations of the Genocide 
Convention“ erlaubt.131 Wie die Entstehungsgeschichte der 
Völkermordkonvention zeigt, befürworteten einst eine Reihe von Staaten die 
Strafwürdigkeit kulturellen Genozids, sodass auch heute von einer gewissen 
Zahl an Ratifikationen für ein Fakultativprotokoll auszugehen wäre.132 Von solch 
einem Protokoll wäre zu erwarten, dass es einen der Makel des Konzepts 
kulturellen Genozids – seine begriffliche Unbestimmtheit – behebt und somit 
den ersten Grundstein für die Herausbildung eines Straftatbestands im Rahmen 
des IStGHSt legt.  
Diese erfordert jedoch einen möglichst breiten Konsens innerhalb der 
Staatengemeinschaft, dessen Erreichen per Fakultativprotokoll fraglich bleibt.133 
Zuletzt zeigte sich im Rahmen der Verabschiedung der United Nations 
Declaration on the Rights of Indigenous People die große Zurückhaltung, mit 
der Staaten der Formulierung eines expliziten Verbots kulturellen Genozids 
begegnen. Die bislang gescheiterte Aufnahme kulturellen Genozids in UN-
Dokumente belegt den Unwillen einiger Staaten, diesem den Status eines 
eigenständigen Straftatbestands zu gewähren. Auch in Reaktion auf die 
Verbrechen des IS kam von Seiten der Staatengemeinschaft kein Vorschlag auf, 
                                                             
130 Vgl. M. Schröder (s. Fn. 123), S. 560. 
131 So J.A.R. Nafziger (s. Fn. 10), S. 17.  
132 Ein Überblick über Staaten, die eine Inklusion kulturellen Genozids in die 
Völkermordkonvention im Rahmen ihrer Ausarbeitung befürworteten findet sich bei J. Morsink (s. 
Fn.  28), S. 1029-1043.  
133 Zu den hohen Anforderungen für die Herausbildung eines Straftatbestands im Völkerstrafrecht 
siehe M. Schröder (s. Fn. 123), S. 560ff; P.M. Wald stellt heraus, dass die Verankerung in einem 
völkerrechtlichen Dokument allein nicht für die Herausbildung eines Straftatbestands genügt: „Not 
all treaties, however, qualify as expressions of customary law – especially if they have not been 
adopted or adhered to by a majority of civilized nations“, P.M. Wald (s. Fn. 75), S. 621.  
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kulturellen Genozid explizit als Verbrechen gemäß internationalem Recht 
anzuerkennen.134 
Vor diesem Hintergrund wiegen die an der Wahrscheinlichkeit einer 
dahingehenden Reform geäußerten Zweifel vieler Experten umso schwerer.135  
 
V. PERSPEKTIVEN: VOM „KULTURELLEN GENOZID“ ZUM 
UNESCO-KONZEPT DER „KULTURELLEN SÄUBERUNG“  
Zunächst hat der vorliegende Beitrag gezeigt, dass kultureller Genozid 
ideengeschichtlich eng mit dem Völkermordtatbestand des Art. 6 IStGHSt 
verbunden ist. Aus verhandlungstechnischen Erwägungen wurde kultureller 
Genozid im Gegensatz zu physisch-biologischem Genozid nicht in die 
Völkermordkonvention und folglich nicht in den Völkermordtatbestand des 
IStGHSt übernommen. Kultureller Genozid stellt somit de lege lata keinen 
eigenständigen Straftatbestand dar. Dennoch räumten ihm v.a. der ICTY eine 
Rolle in der Strafverfolgung von Völkermord ein: Elemente des Konzepts werden 
als Indiz zur Feststellung des mentalen Tatbestandselements herangezogen, 
kommen jedoch nicht als actus reus infrage. In der Strafverfolgung von 
Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit werden Elemente 
kulturellen Genozids aufgegriffen und als strafwürdiges Unrecht geahndet. 
Jedoch ist stets der Nexus zu einem bewaffneten Konflikt oder einem Angriff auf 
die Zivilbevölkerung erforderlich.  
Wie dieser Beitrag dargelegt hat, wäre es zeitgemäß, Angriffe auf die Kultur 
einer Gruppe als für die Auslöschung jener Gruppe geeignet und somit als 
Genozid anzuerkennen. Die Entstehungsgeschichte der Völkermordkonvention 
vor dem Hintergrund der Singularität des Holocausts engt die Sicht der Staaten 
auf Möglichkeiten der Gruppenzerstörung ein und führt zu Zweifeln am 
hinreichenden Unrechtsgehalt kulturellen Genozids im Vergleich zu physisch-
biologischem Genozid. Eine Reform des völkerrechtlichen Status quo hin zur 
Aufnahme kulturellen Genozids scheint daher nur außerhalb der 
Völkermordkonvention, beispielsweise mittels Fakultativprotokoll denkbar. So 
bleibt fraglich, inwiefern die Schaffung eines Straftatbestands kulturellen 
Genozids eine zeitnahe Reaktion der internationalen Gemeinschaft auf die 
extremistischen Verbrechen an Kultur darstellen kann.136  
Eingedenk der ‚Geschichte des Scheiterns‘ einer Verrechtlichung kulturellen 
Genozids könnten die Mühen der internationalen Gemeinschaft alternativ auf die 
Schaffung eines neuen, ideengeschichtlich ‚unbelasteten‘ und daher für die 
Staatengemeinschaft eher akzeptablen Straftatbestands gerichtet werden. Eine 
Möglichkeit, die Etablierung von Angriffen auf Kultur als autonomen 
                                                             
134 So bekräftigt z.B. die UN-Generalversammlung in Bezug auf die Zerstörungsakte des IS im 
Irak lediglich, dass diese Kriegsverbrechen darstellen können, siehe: UN General Assembly, 
Saving the cultural heritage of Iraq, UN Doc. A/RES/69/281, 28 May 2015, Ziff. 5; auch die 
UNESCO-Generalkonferenz adressiert die Zerstörung der Buddhas von Bamiyan vor dem 
Hintergrund von Art. 8 Abs. 2 lit. b) (ix) bzw. Art. 8 Abs. 2 lit. e) (iv) IStGHSt und stellt somit auf 
ihre Verurteilung als Kriegsverbrechen ab, so: UNESCO General Conference, UNESCO Declaration 
concerning the Intentional Destruction of Cultural Heritage, 32 C/ Resolution 33, in: Records of 
the General Conference, 32nd Session, Volume 1: Resolutions, S. 62ff.  
135 Siehe nur A. Cassese (s. Fn. 106), S. 543.  
136 Zumal bei den Taten des IS (mit Ausnahme der Angriffe auf die Volksgruppe der Jesiden und 
deren Kultur) die Schwierigkeit besteht, dass sie nicht auf die Zerstörung einer bestimmten 
Gruppe abstellen, sondern sich gegen alle Teile der Erdbevölkerung richten, die nicht die 
extremistische Ideologie des selbsternannten Kalifats teilen; so J.A.R. Nafziger (s. Fn. 10), S. 16f.  
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Straftatbestand einerseits sowie die Ahndung der absichtsvollen Zerstörung 
durch den IS andererseits zu gewährleisten, bietet der jüngst durch Irina 
Bokova geprägte Begriff der kulturellen Säuberung (cultural cleansing). Die 
ehemalige UNESCO-Generaldirektorin definiert kulturelle Säuberung als „an 
attack on cultural diversity that combines the destruction of monuments and 
the persecution of people.“137 Somit scheint das Konzept auf den ersten Blick 
geeignet, um sowohl das Element materieller als auch immaterieller 
Kulturgutzerstörung zu erfassen.138 Zudem könnte kulturelle Säuberung als 
Straftatbestand die Konzeptualisierung einer Gruppe als soziales Konstrukt und 
die elementare Bedeutung von Kultur als Gerüst dieser Gruppe würdigen. 
Schließlich können nach Auffassung Bokovas kulturelle Säuberungen ganze 
Volksgruppen destabilisieren, ihr soziales Konstrukt schwächen und ihre 
Identität zerstören.139 Um dem Konzept der kulturellen Säuberung das Schicksal 
des Konzepts kulturellen Genozids zu ersparen, sollte auf eine klare Definition 
hingearbeitet werden. Aufgrund einer gewissen Vorreiterfunktion durch Impulse 
zur Fortentwicklung des Völkerrechts erscheint die UNESCO hierfür als 
passendes Forum.140 Eine UNESCO-Erklärung mit detaillierter Definition von 
kultureller Säuberung könnte den Grundstein für die spätere Kodifizierung eines 
Straftatbestands legen, denn „UNESCO’s declarations are of utmost importance 
for the development of international law“.141 Zudem besitzt die UNESCO die 
Fähigkeit, den Charakter von Akten gezielter Kulturzerstörung als strafwürdiges 
Unrecht herauszustellen, wie es in Reaktion auf die Zerstörung der Buddhas von 
Bamiyan durch die UNESCO Declaration against the intentional destruction of 
cultural heritage geschehen ist.142 Durch die Konkretisierung des Konzepts der 
kulturellen Säuberung könnte es unter Umständen gelingen, Elemente des 
kulturellen Genozids unter einem anderen, weniger ‚vorbelasteten‘ Terminus als 
per se strafwürdiges Unrecht zu etablieren. 
 
                                                             
137 I. Bokova (s. Fn. 1), S. 289 
138 So können laut I. Bokova im Rahmen kultureller Säuberungen einerseits greifbares kulturelles 
Erbe und andererseits nicht-greifbares, immaterielles Kulturerbe z.B. in Form von Traditionen 
zerstören, vgl. I Bokova (s. Fn. 1), S. 289; S. von Schorlemer nimmt eine Unterteilung des 
Konzepts der kulturellen Säuberung in eine objektschützende sowie eine menschen- bzw. 
minderheitenrechtliche Dimension vor und stellt die „Ineinander-Verwobenheit von 
Menschenrechts- und Kulturerbeverletzungen“ fest, die vom Konzept der kulturellen Säuberung 
erfasst wird: S. von Schorlemer (s. Fn. 14), S. 83f.  
139 So I. Bokova (s. Fn. 1), S. 291 und I. Bokova (s. Fn. 9), S. 40f.   
140 Eine derartige Bewertung der Rolle von UNESCO-Akten im Völkerrecht gibt N. Schrijver ab, 
siehe N. Schrijver, UNESCO's Role in the Development and Application of International Law: An 
Assessment, in: A. A. Yusuf (Hrsg.), Standard-Setting in UNESCO, Essays in Commemoration of 
the Sixthieth Anniversary of UNESCO: Vol.1: Normative Action in Education, Science and Culture, 
Leiden 2007, S. 382; auch Y. Gottlieb erkennt am Beispiel der UNESCO Declaration on the 
intentional destruction of cultural property die Fähigkeit der UNESCO an, auf aktuelle Ereignisse 
zu reagieren und eine definitorische Vorreiterrolle in Bezug auf ggf. von der internationalen 
Gemeinschaft zu etablierenden Straftatbeständen an, siehe: Y. Gottlieb (s. Fn. 95), S. 895.  
141 N. Schrijver, UNESCO's Role in the Development and Application of International Law: An 
Assessment, in: A. A. Yusuf (Hrsg.), Standard-Setting in UNESCO, Essays in Commemoration of 
the Sixthieth Anniversary of UNESCO: Vol.1: Normative Action in Education, Science and Culture, 
Leiden 2007, S. 382; ähnlich auch P.-M. Dupuy, The Impact of Legal Instruments Adopted by 
UNESCO on General International Law, in: A.A. Yusuf (Hrsg.), Standard-setting in UNESCO. 
Normative Action in Education, Science and Culture, Leiden 2007, S. 362.  
142 Vgl. UNESCO General Conference (s. Fn. 133); zwar handelt es sich hierbei um ein klassisches 
Soft Law-Instrument, dennoch bietet die Erklärung eine Basis „for the evaluation of the legality 
of acts of willful destruction of cultural heritage of importance to humanity and is the first step in 
the gradual evolution of an opinio iuris of the international community concerning the 
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